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Einleitung. 


Die heutige Organijation des Handwerks in Innungen (freie 
und Zwangs-Innungen), Innungsausſchüſſe, Innungsverbände und 
Handwerkskammern beruht bekanntlich auf dem Geſetz, betreffend 
Anderung der Gewerbeordnung vom 26. Juli 1897, dem ſogenannten 
Handwerker ⸗Schutzgeſetz. Wenn auch bereits durch die 
Novelle zur Gewerbeordnung vom 18. Juli 1881, das ſogenannte In- 
nungsgeſetz, die Innungen den zu Beginn des 19. Jahrh. verlorenen 
öfſentlich-rechtlichen Charakter wieder erlangt hatten, fo wurde doch 
durch die Handwerkernovelle von 1897 die Innungs-Organiſation voll- 
ſtändig geändert. Zweck der geſetzlichen Neuregelung war, den Zuſam⸗ 
menſchluß der Handwerker und Gewerbetreibenden zur Wahrnehmung 
ihrer gemeinſamen gewerblichen Intereſſen und ihre Beteiligung an 
der Hebung ihres Standes ſowie der Ausbildung der Lehrlinge, Ge⸗ 
jellen und Meiſter zu fördern. An die Spitze der Handswerksorgani⸗ 
ſation wurden die neu gejchajjenen Handwerkskammern ge- 
ſtellt. Während die Beſtimmungen über die Innungen, Innungsaus- 
ſchüſſe und Innungsverbände bereits am 1. April 1898 in Kraft traten, 
wurden die Borjchrijten über die Handwerkskammern erft, nachdem die 
Innungsorganiſation einigermaßen durchgeführt war, am 1. April 
1900 in Kraft geſetzt. Im Laufe des Jahres 1900 find infolgedeſſen 
im Deutſchen Reich 71, darunter in Preußen 33 und in Oſtpreußen 
2 Handwerkskammern errichtet worden. 

Nach den geſetzlichen Beſtimmungen liegt den Handwerkskam⸗ 
mern die Vertretung der Intereſſen des geſamten Handwerks ob. Sie 
haben insbeſondere das Lehrlingsweſen, Gefellen- und Meifterprü- 
fungsweſen zu regeln, Prüfungsausſchüſſe zu errichten, Maßnahmen 
für die fachliche und kaufmänniſche Weiterbildung des Handwerks zu 
treffen, das Innungs- und Genoſſenſchaftsweſen zu fördern, Sachver- 
ſtändige zu beſtellen und Wohlfahrtseinrichtungen zugunſten des Hand⸗ 
werks zu begründen und zu unterſtützen, ferner durch ihre gutachtliche 
Tätigkeit die Behörden über alle das Handwerk berührenden Fragen 
zu unterrichten und die Intereſſen des Handwerks gegenüber Ge- 
ſetzgebung und Verwaltung wahrzunehmen. Die Handwerkskammern 
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find ber Aufficht der höheren Verwaltungsbehörde, d. i. in Oſtpreußen 
der Oberpráfident, unterſtellt. Sie find öffentlich-rechtliche Selbſtver⸗ 
waltungskörper mit Behördencharakter und führen ein amtliches Gie- 
gel, die preußiſchen Kammern ein Siegel mit dem preußiſchen Adler 
und einer ihren Namen bezeichnenden Amſchrift. Alle Behörden ſind 
nach $ 103 p Gew.-Ord. verpflichtet, den an fie ergebenden Erſuchen 
der Handwerkskammern und ihrer Organe, ſoweit dieſes innerhalb 
ihrer Zuſtändigkeit liegt, zu entſprechen. Die gleiche Verpflichtung 
haben die Handwerkskammern untereinander, und die Innungen und 
Innungsausſchüſſe haben den von der Handwerkskammer innerhalb 
ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen Anordnungen (vergl. § 103 f. G. O.) 
Folge zu leiſten. Etwaige von ihnen erlaſſene Vorſchriften zur Rege- 
lung des Lehrlingsweſens find, ſoweit fie den von der Handwerks- 
kammer erlaſſenen widerſprechen, unverbindlich. 

In Oſtpreußen wurde die Handwerkskammer zu Kö- 
nigsberg für den damaligen Regierungsbezirk Königsberg mit 
Ausſchluß des Kreiſes Memel und die Handwerkskammer zu 
Inſterburg, deren Sitz im Jahre 1910 nach Gumbinnen verlegt 
wurde, für den Regierungsbezirk Gumbinnen und den Kreis Memel! 
gebildet. Beide Kammern hielten, nachdem die Wahlen zur Hand- 
werkskammer entſprechend der vom Miniſter für Handel und Gewerbe 
erlaſſenen Wahlordnung beendet, und das Ergebnis durch die Regie- 
rungspräſidenten bekannt gegeben worden war, im Monat April 1900 
ihre erſte Vollverſammlung ab, und zwar die Handwerkskammer zu 
Inſterburg am 5. April, die Handwerkskammer zu Königsberg am 
28. April 1900. Die beiden im Jahre 1922 zur einheitlichen $ a nb = 
werkskammer für das öſtliche Preußen vereinigten oft- 
preußiſchen Handwerkskammern können daher ebenſo wie die übrigen 
Handwerkskammern im Reich jetzt auf ihr 25jähriges Beſtehen zu⸗ 
rückblicken. 

Aus dieſem Anlaß ſoll die nachſtehende Darſtellung einen Aber⸗ 
blick über die Entwicklung der Handwerkskammern in Oſtpreußen in 
den erſten 25 Jahren ihres Beſtehens geben. 


Ke 


I. Organiſation des Handwerks. 


1. Bezirke der Handwerkskammern. 


Die Bezirke der oſtpreußiſchen Handwerks⸗ 
kammern umfaßten zuſammen die ganze Provinz Oſtpreußen. Die 
Handwerkskammer zu Inſterburg-Gumbinnen erſtreckte ſich auf den 
damaligen Regierungsbezirk Gumbinnen und den Kreis Memel des 
Regierungsbezirks Königsberg, die Handwerkskammer zu Königsberg 
auf die übrigen Teile des damaligen Regierungsbezirks Königsberg. 
Nach dem Weltkriege verloren infolge des unglücklichen Friedensver— 
trages von Verſailles beide Kammern Teile ihres Gebietes, und zwar 
das Memelgebiet und das Gebiet um Soldau. Gleichzeitig wurden 
durch die gemäß den Beſtimmungen des Friedensvertrages erfolgende 
Abtretung des größten Teils der Provinz Weſtpreußen, in der in 
Graudenz und Danzig Handwerkskammern beſtanden hatten, die Hand- 
werker in den bei Preußen verbleibenden öſtlich der Weichſel gelegenen 
Teilen Weſtpreußens ihrer Berufsvertretung beraubt. Es wurde 
daher eine Neuregelung notwendig. Dieſe geſchah zunächſt provijo- 
tijh in der Weiſe, daß der Stadt- und Landkreis Elbing, der vorläufig 
dem Regierungsbezirk Königsberg angegliedert worden war, durch 
Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 3. Februar 1920 
an den Bezirk der Handwerkskammer zu Königsberg angeſchloſſen, und 
für den Kreis Marienwerder eine Berufsvertretung dadurch geſchaffen 
wurde, daß durch Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 
29. Mai 1920 die Abteilung Marienwerder der ehemaligen Grau- 
denzer Kammer als „Handwerksamt“ anerkannt und ihr die Befug⸗ 
niſſe einer Handwerkskammer verliehen wurden. Eine endgültige Re⸗ 
gelung erfolgte erſt zum 1. Januar 1922 auf Grund eines Erlaſſes des 
Preußiſchen Miniſters für Handel und Gewerbe vom 14. Dezember 
1921. Durch biejen Erlaß wurde eine einheitliche Handwerks- 
kammer für das öſtliche Preußen mit dem Sitz in Königs- 
berg errichtet und ihr das gejamte öſtlich der Weichſel gelegene Gebiet 
Preußens unterſtellt. Mit Rückſicht auf die Größe des Bezirks ſind 
durch das gleichzeitig vom Miniſter erlaſſene Statut innerhalb der 
neuen Handwerkskammer vier Abteilungen, mit dem Sitz in Königs- 
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berg für den Regierungsbezirk Königsberg, in Allenftein für den Re- 
gierungsbezirk Allenſtein, in Gumbinnen für den Regierungsbezirk 
Gumbinnen und in Elbing für den nunmehrigen Regierungsbezirk 
Weſtpreußen (früher Marienwerder) gebildet mit je einem beſonderen 
Vorſtand und einer beſonderen Geſchäftsſtelle. 


Im Bezirk der Handwerkskammer zu Königsberg waren im 
Jahre 1900 18 596, im Bezirk der Kammer Infterburg-Gumbinnen 
15 237 anſäſſig, die Zahlen haben ſich während der Zeit des Beſtehens 
beider Kammern — von den infolge des Krieges und durch die Infla- 
tionszeit verurſachten Anderungen abgeſehen — wenig geändert. Im 
Bezirk der vereinigten Kammer find insgeſamt etwa 30 000 Hand- 
werker anfällig. 


2. Organiſation der Handwerkskammern. 


Nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 26. Juli 1897 be⸗ 
ſtehen die Handwerkskammern aus Vertretern der Innungen 
und der Handwerker- bzw. Gewerbevereine. Die Zahl der Mitglieder 
wird durch das erlaſſene Statut beſtimmt. Sie betrug für die Hand- 
werkskammer zu Königsberg 33, für die Handwerkskammer zu Inſter⸗ 
burg 31. 


Nach der Verſchmelzung beider Kammern umfaßt die Hand- 
werkskammer für das öſtliche Preußen zurzeit 60 Mitglieder, die auf 
ſechs Jahre gewählt ſind. Davon entfallen auf die Abteilung Königs⸗ 
berg 21, auf die Abteilung Gumbinnen 16, auf die Abteilung Allenſtein 
14 und auf die Abteilung Elbing 9 Mitglieder. 


Tatſächlich iſt die Zahl der ſtimmberechtigten Mitglieder noch 
etwas größer, denn nach § 103 b der Gewerbeordnung und nach ihrem 
Statut iſt die Handwerkskammer berechtigt, ſich bis zu einem Fünftel 
ihrer Mitgliederzahl durch Zuwahl von ſachverſtändigen 
Perſonen zu ergänzen. Der Zweck dieſer Beſtimmung iſt, den 
Handwerkskammern die Möglichkeit zu geben, fih durch Vertreter fol- 
cher Handwerkszweige zu ergänzen, die bei den Wahlen zur Hand- 
werkskammer keine Vertretung in der Kammer erhalten haben oder 
ſolche Perſonen, die zwar nicht ſelbſtändige, wählbare Handwerker, 
aber hervorragend fachkundig find, zur Mitarbeit zu gewinnen. Die 
Handwerkskammer für das öſtliche Preußen hat ebenſo wie die frü⸗ 
heren Kammern zu Inſterburg⸗Gumbinnen und Königsberg von dieſem 
Rechte Gebrauch gemacht und 12 ſachverſtändige Perſonen zugewählt. 
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Die Zuwahl erfolgte durch die Vollverſammlung auf Vorſchlag der 
Abteilungen, von denen die Abteilung Königsberg 5, Elbing 1, @um- 
binnen 3 und Allenſtein 3 ſachverſtändige Perſonen vorzuſchlagen be⸗ 
rechtigt ſind. Die Geſamtzahl der Kammermitglieder einſchließlich der 
zugewählten Mitglieder beträgt daher 72. 

Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der Mitglieder aus, jo daß 
nach je drei Jahren Neuwahlen ſtattfinden müſſen. Wiederwahl iſt 
zuläſſig. 

Bei allen Fragen, die das Lehrlingsweſen betreffen, hat inner- 
halb der Kammer der Geſellenausſchuß mitzuwirken. Dieſer beſtand 
bei beiden Kammern aus je 7 Mitgliedern. Der Geſellenausſchuß der 
vereinigten Kammer zählt 8 Mitglieder. 

Das wichtigſte und höchſte Organ der Handwerkskammer iſt 
die Vollverſammlung. Sie hat u. a. den Vorſtand, die Aus- 
ſchüſſe und die ſachverſtändigen Perſonen zu wählen, den Haushalts- 
plan feſtzuſetzen, die Jahresrechnung abzunehmen, Gutachten abgu- 
geben, Vorſchriften über das Lehrlings- und Prüfungsweſen zu er⸗ 
laſſen, in allen wichtigen Handwerkerfragen die maßgebenden Entſchei⸗ 
dungen zu treffen und über grundlegende Richtlinien der Handwerker⸗ 
politik zu beſchließen. Sie tritt in der Regel einmal in jedem Jahre 
zuſammen. 

Die Führung der laufenden Verwaltungsgeſchäſte liegt in der 
Hand des Vorſtandes, an deſſen Spitze der Vorſitzende ſteht, 
der die Sitzungen der Kammer und ihre Organe einberuft und leitet. 
Zum Vorſitzenden der Handwerkskammer Inſterburg⸗Gumbinnen 
wurde im Jahre 1900 Wagenbaumeiſter Emil Karſchuck-Gum⸗ 
binnen gewählt, der dieſes Amt bis zu ſeinem Tode (19. September 
1921) mit großem Geſchick und reicher Sachkenntnis verwaltet hat. 
An der Spitze der Handwerkskammer zu Königsberg ſtand von 1900 
bis 1903 Maurermeiſter F. Wurm - Bartenftein, von 1904—1913 
Diſchlerobermeiſter L. Nitſch-Königsberg und von 1914—1921 
Hofbäckermeiſter Stadtrat Albert Korn, der auch in den Fahren 
1922 — 1924 zum Präſidenten der neuen einheitlichen Handwerks- 
kammer für das öſtliche Preußen gewählt wurde und ihr zurzeit noch 
in Anerkennung ſeiner hervorragenden Verdienſte um das oſtpreußiſche 
Handwerk als Ehrenpräſident angehört. Seit Mai 1924 liegt der 
Vorſitz der Kammer in den Händen des von der Vollverſammlung 
gewählten Präſidenten Maurer- und Zimmermeiſter Robert G r o B= 
Königsberg. 
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Der Vorſtand ſetzte fih bei der Handwerkskammer zu Königs- 


berg aus 5 Mitgliedern zuſammen. Ihm gehörten an: 


Maurermeiſter F. Wurm Bartenftein 
(Vorſitzender 1900—1904) 
Buchbinderobermeiſter Jul. H eid em an n -Königsberg 
(ftello. Vorſitzender 1900—1917) 
Malerobermeiſter C. W et tti- Braunsberg 
Schuhmachermeiſter $ e i ft e + = Allenjtein 
Tijlermeifter Terlegti-Ofterode . 
Baderobermeifter H e l Iw i g = Königsberg 
Schmiedemeiſter Bernsdorf = Guttjtadt 
Bádermeijter M a a g e r = Königsberg 
Tiſchlerobermeiſter L. N i t | ch = Königsberg 
(Vorſitzender 1904—1913) 
Müllerobermeiſter D o e p n e r = Thomsdorf 
Hofbäckermeiſter Stadtrat Alb. $ o r n= Königsberg 
(Vorſitzender 1914—1921) 
Tiſchlerobermeiſter W o [ff = Allenftein 
Klempnermeiſter B a r t| d a t = Königsberg . 
Zimmerobermeiſter P Î e if fe + = Allenftein 


1900--1916 
1900--1917 


1900--1915 
1900--1903 
1900--1903 
1900--1902 
1900--1909 
1902--1921 
1904--1913 


1909--1921 
1914--1921 


1916--1921 
1917--1921 
1919--1921 


Der Vorſtand der Handwerkskammer Inſterburg⸗ Gumbinnen 


beſtand aus folgenden Herren: 


Wagenbaumeiſter Emil Karſchuck-Gumbinnen 
(Vorſitzender 1900—1921) 
Bäckerobermeiſter Brand ft Gd te r = Infterburg 
Drechſlerobermeiſter P o r e f eit- Gumbinnen . 
Wurſtfabrikant @ d eu r í d = Memel 
Schuhmacherobermeiſter Neumann -Lyd . 
Fleiſcherobermeiſter Stadie-Tilfit 
Tiſchlerobermeiſter Dam m = Goldap 
Malerobermeifter M o $ e ft = Injterburg P 
Buchbinderobermeiſter € [e fe r = Snfterburg 
Buchdruckereibeſitzer Dr. Bittner = Infterburg 
(jtello. Vorſitzender 1906—1921) 
Klempnerobermeiſter 3 imme rm an n -= Gumbinnen . 
Schmiedeobermeifter E n b r e j a t - STilfit . 
Bäckerobermeiſter r e p e r = Infterburg 
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1900—1921 


1900—1904 
1900—1907 
1900—1920 
1901—1922 
1903—1912 
1900—1912 
1900—1906 
1900—1901 
1906—1921 


1906—1921 
1912—1921 
1912—1920 


Dem Vorſtand der Handwerkskammer für das öſtliche Preußen 
gehörten folgende Mitglieder an: 
Hofbädermeifter Stadtrat K o r n =- Königsberg . . . 1922—1924 
(als Präſident, jeit 1924 als Ebrenpráfident) 
Maurer- und Zimmermeiſter Gro b = Königsberg feit 1924 
als Präfident, 


Zimmerobermeiſter Pfeiffer-Allenſtein jet .. 1922 
Bäderobermeifter Ligo w s ti- Elbing ſeit . . 1922 
Kürſchnerobermeiſter Stein- Königsberg feit . . . 1922 
(ſtellv. Präſident feit 1922) 
Fleiſcherobermeiſter Keßler⸗Oſterode . . . 1923—1924 
Schmiedeobermeiſter Endrejat-Tilfit feit. . . . 1923 
Bäckerobermeiſter Katlubn=3nfterbura . . . . 1923 
Klempnerobermeifter 3 im mer m a nn. Gumbinnen . 1923 
Schuhmachermeiſter Ge d -Infterbura . . . . . 1923 
Zimmermeiſter K Iein -= Königsberg feit . . . 1924 
Tiſchlerobermſtr. Niederftraßer- Gumbinnen ‘at 1923 
Bäckermeiſter Ogorrek-Lötzen feit . . . 1924 
Maurer- u. Zimmermſtr. Woelbing- Gumbinnen 1923 
Bäckermeiſter o a g er = Königsberg . 1922—1923 
@dubmaderobermei[ter N eu m ann- Battenstein . 1922—1924 
Diſchlerobermeiſter Wolff-Allenften . . . 1922—1923. 


Zurzeit find Mitglieder des Vorſtandes der Sandwertstammer 
für das öſtliche Preußen: Stadtrat a. D. Alb. $ o rn- Königsberg 
als Ebrenpráfident; Maurer- und Zimmermeifter © r o B = Rönigs- 
berg, Präfident; Kürſchnerobermeiſter Stein - Königsberg, ftello. 
Präſident; Bäckerobermeiſter Ligowski-Elbing; Zimmerober- 
meiſter Pfeiffer⸗Allenſtein; Zimmermeiſter Klein⸗Königs⸗ 
berg; Tiſchlerobermeiſter Niederſtraßer- Gumbinnen; Bäcker⸗ 
obermeijter Ogorrek-Lötzen, Schmiedeobermeiſter Endrejat- 
Tilfit. 

Außerdem find bei der Handwerkskammer einzelne Aus- 
ſchüſſe errichtet, denen die Bearbeitung beſonderer Fragen obliegt. 
Als ſtändige Ausſchüſſe beſtehen der Ausſchuß für das Lehr- 
lingsweſen, der bei den Vorarbeiten für die Regelung dieſes 
Gebietes mitzuwirken hat, der Berufungsausſchuß, der über 
Beanſtandungen von Geſellenprüfungen durch die Vorſitzenden der 
Prüfungsausſchüſſe zu entſcheiden hat, und der Rechnungsaus— 
ihug, der die Jahresrechnungen zu prüfen und darüber der Boll- 
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verſammlung Bericht zu erftatten hat. Daneben find je nach Be- 
dürfnis wiederholt beſondere Ausſchüſſe zur Vorbereitung und Er- 
ledigung einzelner beſtimmter Angelegenheiten gebildet worden. 

Die Arbeitsteilung zwiſchen der Zentral-Ge- 
ſchäftsſtelle und den Abteilungen iſt in der Weiſe 
durchgeführt, daß zu den Obliegenheiten der Zentrale die einheitliche 
Regelung des Lehrlings-, Geſellen⸗ und Meiſterprüfungsweſens, die 
Verleihung von Ehrenmeiſterbriefen und Ehrenmünzen, die Mit- 
wirkung bei der Vorbereitung und Durchführung der Wahlen zur 
Handwerkskammer, die Aufſtellung des Haushaltsplanes und alle 
damit zuſammenhängenden Finanzfragen, die Bearbeitung aller der 
Handwerkskammer obliegenden Berichte, Eingaben, Gutachten, 
Statiſtiken, der Verkehr mit der Aufſichtsbehörde und den über⸗ 
geordneten Behörden, dem Deutſchen Handwerks- und Gewerbe- 
kammertag, ſowie anderen Berufsvertretungen uſw. und die Vertretung 
der Handwerkskammer nach außen gehört, während den Abteilungen 
die Durchführung und Aberwachung der Vorſchriften zur Regelung 
des Lehrlings- und Prüfungsweſens, die Errichtung und Beauſſichti⸗ 
gung der Geſellenprüfungsausſchüſſe, der Geſchäftsverkehr mit den 
Meiſterprüflingen und den Prüfungskommiſſionen, die Veranſtaltung 
von Meiſterkurſen, die Beratung der einzelnen Handwerker, der Ver⸗ 
kehr mit den Innungen und Handwerkervereinen ihres Bezirks, der 
Geſchäftsverkehr mit den Innungsaufſichtsbehörden, die Vertretung 
der Abteilungen innerhalb ihres Bezirks und die Anterſtützung der 
Handwerkskammer bei Abgabe von Gutachten und die Einreichung 
von Anträgen und Eingaben an die Handwerkskammer (Zentrale) 
übertragen iſt. 

Aufſichtsbehörde der oſtpreußiſchen Handwerkskammern 
waren bis zur Verſchmelzung die Regierungspräſidenten zu Königs⸗ 
berg und Gumbinnen. Nach der Errichtung der einheitlichen Hand- 
werkskammer wurde die Auffiht nach dem vom Miniſter erlaſſenen 
Statut dem Oberpräſidenten der Provinz Oſtpreußen übertragen. 
Die Auſſicht wird durch einen von der Aufſichtsbehörde beſtellten 
Kommiſſar (Staatskommiſſar) ausgeübt, der an den Vollverſamm⸗ 

lungen und den Vorſtandsſitzungen der Handwerkskammer teilnimmt. 

Als Staatskommiſſare fungierten bei der Handwerkskammer zu 
Königsberg von der Gründung bis zum November 1901 Regierungs- 
aſſeſſor Kleinſchmidt, vom November 1901 bis Mai 1907 Re- 
gierungsrat Dr. Haſſenſtein, von Mai 1907 bis April 1911 
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Regierungsrat Dr. Tiemann, von April 1911 bis Dftober 1913 
Regierungsaſſeſſor v. Salpius, von Oktober 1913 bis 1916 Dr. 
Penner, 1916 bis 1917 Regierungsaſſeſſor Freiherr v. d. Goltz, 
von 1917 bis 1921 Oberregierungsrat Oſtendorff. 


Bei der Handwerkskammer zu Inſterburg⸗Gumbinnen waren 
als Staatskommiſſare beſtellt: von 1900 bis 1902 Regierungsaſſeſſor 
Dammann, von 1902 bis Juni 1904 Regierungsrat Schulz, 
von Juni 1904 bis Februar 1905 Regierungsaſſeſſor Dr. Küſter, 
von Februar 1905 bis Oktober 1907 Regierungsaſſeſſor Dr. 
Klein au, von Oktober 1907 bis Januar 1909 Regierungsaſſeſſor 
Braun, von Mai 1909 bis Juli 1912 Regierungsaſſeſſor Baum, 
von Juni 1912 bis September 1912 Regierungsrat Dr. Müller, 
von September 1912 bis Juli 1914 Regierungsaſſeſſor Bertuch, 
von Juli 1914 bis April 1916 Regierungsaſſeſſor Dr. Fuhrmann, 
von April 1916 bis Dezember 1917 Regierungsaſſeſſor v. Aulod, 
von Dezember 1917 bis Oktober 1918 Regierungsaſſeſſor v. Neu- 
haus, von Oktober 1918 bis November 1919 Regierungsrat Dr. 
Rohde, von November 1919 bis Dezember 1921 Regierungs- 
aſſeſſor Dr. Deichmann. 


Staatskommiſſar bei der Handwerkskammer für das öſtliche 
Preußen war: von Januar 1922 bis Mai 1924 Oberregierungsrat 
Calinid; jeit Mai 1924 liegt das Amt des Staatskommiſſars in 
den Händen des Regierungsrats Dr. Rohde. 


Die Geſchäftsſtellen der Kammern haben ſich aus 
kleinen Anfängen heraus entwickelt und mußten, da das Tätigkeits⸗ 
gebiet der Kammern von Jahr zu Jahr anwuchs, mehr und mehr 
ausgebaut werden. Heute beſchäftigt die Kammer in ihren Geſchäfts⸗ 
ſtellen einen Hauptgeſchäftsführer und drei Geſchäftsführer, einen 
Hauptkaſſenrendanten, einen techniſchen Referenten, zehn Berwal- 
tungsſekretäre, zehn Angeſtellte, einen Hausmeiſter und einen Boten, 
alſo insgeſamt 28 Beamte und Angeſtellte; davon entfallen auf die 
Zentralgeſchäftsſtelle ſechs, die Abteilung Allenſtein ſechs, die Abtei- 
lung Elbing vier, die Abteilung Gumbinnen fünf und die Abteilung 
Königsberg ſieben Beamte und Angeſtellte. Zu bemerken iſt hierbei, 
daß die Stelle des Geſchäftsführers der Abteilung Gumbinnen zur- 
zeit nicht beſetzt iſt. Während in Gumbinnen die Leitung der Ge- 
ſchäftsſtelle wechſelte, ift fie in Königsberg dauernd in Händen des 
bald nach Errichtung der Handwerkskammer in dieſes Amt berufenen 
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Syndikus Dr. Henze geblieben, der im Fabre 1922 als erſter Syn⸗ 
difus in die Handwerkskammer für das öſtliche Preußen übernommen 
wurde. 

Die Geſchäftsſtelle der Königsberger Kammer, die ſich zu 
Anfang in der Löben. Langgaſſe 22 befand, iſt am 1. Oktober 1900 
nach Sackheim 68, am 1. Oktober 1901 nach 3. Fließſtraße 28, am 
1. Oktober 1905 nach Kaiſerſtraße 47 und am 1. Oktober 1909 nach 
Königſtraße 64, wo ſie ſich auch jetzt noch befindet, verlegt. Seit dem 
Jahre 1924 beſitzt die Kammer ein eigenes Gebäude, am Hanja- 
ring 22 (ſiehe Abbildung). Leider konnte die Kammer dieſe Räume 
wegen der Zwangswirtſchaft bisher noch nicht beziehen. — 

Da die Tagesprejje in der Regel die lediglich die Kreiſe des 
Handwerks intereſſierenden Fragen nicht in dem erforderlichen Um- 
fange behandeln kann, entſchloſſen ſich die oſtpreußiſchen Kammern 
bald nach ihrer Errichtung, ein eigenes Rammerblatt heraus- 
zugeben. Seit 1900 erſchien die „Oſtpreußiſche Hand- 
werkszeitung“ als Organ der Kammer Infterburg-Gumbinnen 
und ſeit dem 1. Juni 1901 die „Königsberger Handwerker⸗ 
zeitung“ als Organ der Königsberger Kammer, von 1903 an mit 
der Beilage „Gewerbliche Rundſchau“. Beide Zeitungen, die halb- 
monatlich erſchienen, ſind von der Aufſichtsbehörde als amtliche 
Organe der Kammern anerkannt worden, und haben ohne Unter- 
brechung bis Ende März 1922 beſtanden. Seit dem 1. April 1922, 
nach der Verſchmelzung der Kammern, erſcheint nur noch die „O ft = 
preußiſche Handwerkszeitung“ in neuem Gewande als 
amtliches Organ der Handwerkskammer für bas 
öſtliche Preußen. Ihr Erſcheinen mußte im Jahre 1923 wegen 
der ſchwierigen finanziellen Lage, in die die Kammer durch die In⸗ 
flation geriet, unterbrochen werden. Das Blatt wird ſeit dem 
1. April 1924 jedoch wieder herausgegeben. Dieſe Anterbrechung 
hat dem Blatt ſehr geſchadet. Die Schriftleitung iſt daher bemüht, 
das Blatt nach Umfang und Inhalt weiter auszubauen. Das Kam- 
merblatt, das früher lediglich den Innungen in einem Exemplar 
koſtenfrei übermittelt wurde, wird auf Beſchluß der Vollverſammlung 
der Handwerkskammer für das öſtliche Preußen vom 1. Januar 1924 
ſeit dem 1. April 1924 allen ſelbſtändigen Handwerkern des Kammer⸗ 
bezirks koſtenlos zugeſtellt, um es nicht nur einigen Teilen, ſondern 
allen Kreiſen des Handwerks zugänglich zu machen. Von Anfang an 
haben es die Handwerkskammern Oſtpreußens als eine ihrer Hauptauj- 
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gaben betrachtet, durch das Kammerblatt die Kreiſe des Handwerks 
über die Handwerkergeſetzgebung aufzuklären und über alle ſonſtigen 
wichtigen Fragen zu unterrichten. Die Blätter enthielten deshalb 
amtliche Bekanntmachungen der Miniſterien, der Regierungspräſi⸗ 
denten und der Handwerkskammern ſelbſt, Berichte über Sitzungen 
der Kammer und ihrer Organe, ſowie über Handwerfstammer- und 
Innungsverbandstage, eingehende Artikel und Abhandlungen über die 
verſchiedenſten das Handwerk bewegenden Fragen, Nachrichten über 
Fortbildungsſchulweſen und Meiſterkurſe, Genoſſenſchafts- und Aus⸗ 
ſtellungsweſen, Mitteilungen aus anderen Kammerbezirken, den In⸗ 
nungsverbänden und aus dem Handwerkerleben des Bezirks. In 
gleicher Weiſe wird das Organ der Kammer noch heute geleitet. — 
Die Koſten der Handwerkskammern ſind nach 
§ 103, 1 der Gewerbeordnung von den Gemeinden oder auf Grund 
beſonderer Beſtimmung der Landeszentralbehörde von den weiteren 
Kommunalverbänden aufzubringen, ſoweit fie nicht durch ſonſtige 
Einnahmen der Kammer Deckung finden. Durch Erlaß des Miniſters 
für Handel und Gewerbe vom 26. Mai 1900 wurde für die preußi- 
ſchen Kammern von der Heranziehung der weiteren Kommunal- 
verbände zu den Koſten der Handwerkskammern abgeſehen und den 
Gemeinden die Verpflichtung zur Leiſtung der Beiträge auferlegt. 
Die Gemeinden haben ihrerſeits das Recht, die auf ſie entfallenden 
Beiträge auf die ſelbſtändigen Handwerker umzulegen; ſie haben 
von dieſem Recht mit Ausnahme weniger Fälle Gebrauch gemacht. 
Als Verteilungsmaßſtab wurde nach eingehenden Beratungen 
zwiſchen Vertretern der Regierungen in Königsberg und Gumbinnen 
und Vertretern der beiden Handwerkskammern zunächſt die Zahl der 
ſelbſtändigen Handwerker unter Berückſichtigung der Zahl ihrer Hilfs- 
kräfte (Geſellen, Lehrlinge, Maſchinen) feſtgeſetzt. Der Einheitsſatz, 
der für die Erhebung zugrunde gelegt wurde, war 1 Mk. für jeden 
Meiſter, 50 Pfg. für jeden Geſellen, 25 Pfg. für jeden Lehrling. 
Dieſer Verteilungsmaßſtab iſt jedoch nur in den Fahren 1900 
bis 1903 bzw. 1905 zur Anwendung gelangt. Seitdem dient als 
Grundlage für die Erhebung der Handwerkskammerbeiträge die 
Summe der veranlagten Gewerbeſteuer aus den Handwerksbetrieben. 
Dieſer Maßſtab wurde dem bisherigen um deswillen vorgezogen, weil 
er gerechter war und weil bei der Beitragserhebung nicht ſo große 
Schwierigkeiten entſtanden, wie fie die Aufftellung und dauernde Be- 
richtigung der Handwerkerſtatiſtik bei dem zuerſt angewandten Ver- 
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fahren verurſachte. Die urſprünglichen Beſtimmungen über die Muf- 
bringung der Koſten der Handwerkskammer wurden durch Erlaſſe der 
Regierungspräſidenten im Bezirk der Königsberger Kammer für die 
Zeit vom 1. April 1903, im Bezirk der Inſterburger Kammer für 
die Zeit vom 1. April 1905 ab entſprechend geändert. 

Während ſich die Erhebung der Beiträge nach dem neuen Ver⸗ 
fahren bei den reinen Handwerksbetrieben im allgemeinen glatt ab⸗ 
wickelte und höchſtens Einſprüche gegen die Höhe des Beitrages 
geltend gemacht wurden, verurſachte die Beitragserhebung bei den ſoge⸗ 
genannten gemiſchten Betrieben, in denen Handwerk und Handel 
vereinigt ſind, nicht unerhebliche Schwierigkeiten, weil dieſe Betriebe 
naturgemäß nur in dem Verhältnis zu den Koſten herangezogen wer⸗ 
den ſollen, in welchem ihr Gewinn aus der handwerksmäßigen Tätig⸗ 
keit zu dem Gewinn aus ihrem geſamten Geſchäftsbetriebe Debt, Ins- 
beſondere verſuchten ſehr oft einzelne größere Betriebe, ſich der Bei⸗ 
tragspflicht zur Handwerkskammer dadurch zu entziehen, daß ſie ſich 
für Fabrikbetriebe erklärten und Beſchwerden gegen ihre Heran- 
ziehung zu Handwerkskammerbeiträgen erhoben. Die Prüfung dieſer 
Beſchwerden und die Beurteilung des Charakters der fraglichen 
Betriebe hat nicht nur den Handwerkskammern viel Arbeit und Mühe 
bereitet, ſondern auch zu erheblichen Meinungsverſchiedenheiten 
zwiſchen den Handels- und Handwerkskammern und den entſchei⸗ 
denden behördlichen Inſtanzen geführt. Die Frage der Trennung der 
Begriffe Fabrik und Handwerk hat deshalb ſowohl die oſtpreußiſchen 
Kammern, als auch den deutſchen Handwerks- und Gewerbekammer⸗ 
tag dauernd beſchäftigt. 

Da das Arbeitsfeld der oſtpreußiſchen Kammern von Jahr zu 
Jahr größer wurde, erſchienen auch in den Haushaltsplänen 
immer größere Summen. An der Aufbringung der Handwerks- 
kammerkoſten ſind zwar die Gemeinden in erſter Linie beteiligt, ihr 
Anteil an den Geſamtkoſten iſt jedoch, wie die folgenden Aberſichten 
zeigen, bis zum Beginn des Krieges relativ zurückgegangen, weil die 
eigenen Einnahmen der Kammer ſtiegen. Außerſt ſchwierig wurde die 
finanzielle Lage der Kammer während der Inflationszeit. Sie war 
im Oktober und November 1923 derart ungünſtig, daß die Kammer 
nicht einmal in der Lage war, die Gehälter für ihre Beamten und 
Angeſtellten zu beſtreiten, und die Abteilung Allenſtein ſich ſogar 
genötigt ſah, ihren Betrieb aus Mangel an Mitteln vorübergehend 
zu schließen. 
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Einen Aberblick über die Entwicklung der Haushaltspläne und 
Rechnungsabſchlüſſe geben folgende Auſſtellungen: 


I. Handwerkskammer zu Königsberg. 


GE S e d ıı u n g ê a bf d Hu $ 
* Progentias D 
jahr davon Bei- | Gemeinde 
jab Tenma Einnahmen | träge ber Beiträge an ben | Ausgaben 
Ausgaben Gemeinden 

1900 10 000 11760 11760 

1901 27000 45 489 29 33 

1902 31 300 50 526 26 199 

1903 48 100 63 326 34976 

1904 15 000 87876 40 306 

1905 58 500 71410 31954 

1906 59 500 79 077 34 782 

1907 62 500 78 444 35 685 

1908 64 500 76 474 36 660 

1909 67 500 78 935 38 850 

1910 62 000 83 758 40 163 

1911 58 000 12 493 36 635 

1912 65 200 78 405 32614 

1913 64 550 86 270 34 734 

1914 81 100 74938 38214 

1915 64 200 60 448 46 241 

1916 62 500 70 053 46 763 

1917 68 900 71 492 46 458 

1918 79200 98 53825 

1919 140 000 181 165 109 001 

1920 298 800 408 617 213 379 

1921 737 500 821 206 632 112 


1901 26 686 21 713 20 235 93 21147 
1902 25 000 32468 26 586 82 24893 
1903 28 300 32 550 26 423 81 29 765 
1904 29 600 32 600 26 031 80 30614 
1905 35300 44.649 38 719 89 39 782 
1907 40733 48 180 29 707 62 844 
1909 44.475 139 970 30 889 22 101 188 
1911 474 64 762 40 178 6 60 123 
1912 49 700 62 005 41714 67 52 052 
1913 57.000 70337 42371 62 090 
1914 63 700 66 571 37173 51 55817 
1915 50 700 68411 44 260 64 57 533 
1916 55 260 68 831 48 110 69 61 788 
1917 55960 59189 45191 76 60 926 
1918 60 820 57946 37195 68 564 
1919 88 000 130 289 94 558 73 140 181 
1920 225 662 287 095 227 085 19 287 095 
1921 315830 296 721 240 812 81 283 723 


iit bie Sabre 1900, 1906, 1908, 1910 rie die Sablen aus den Akten der Sande 
wertetammer Qnfiecburg = @unölnnen WAL LU är Sap 
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3. Sonftige Organifation des Handwerks. 

Die örtlichen Organiſationen des Handwerks find nad dem 
Handwerkergeſetz von 1897 die Innungen. Sie ſind entweder 
freie, d. h. auf freiwilliger Entſchließung ihrer Mitglieder beruhende 
Innungen, aus denen die Mitglieder nach den im Statut vorgeſehenen 
Bedingungen austreten können, oder Zwangsinnungen, die erſt dann 
von der höheren Verwaltungsbehörde errichtet werden, wenn die 
Mehrheit der Beteiligten für die Errichtung der Innung geſtimmt hat, 
denen dann alle in Frage kommenden ſelbſtändigen Handwerker des 
Innungsbezirks als Mitglieder angehören müſſen und aus denen der 
Austritt nicht möglich iſt. 

Die Innungsorganiſation nach den Beſtimmungen des Hand- 
werkergeſetzes von 1897 war bei Errichtung der Kammer in Oſtpreußen 
bereits faſt reſtlos durchgeführt. Es kam jedoch darauf an, die Tätig⸗ 
keit der Innungen neu zu beleben, ſie mit den ihnen nach dem Geſetz 
übertragenen oder nach dem Statut freiwillig übernommenen Auf- 
gaben vertraut zu machen und über die Ziele und die Bedeutung der 
übrigen Organiſationen des Handwerks, insbeſondere der Handwerks- 
kammern, aufzuklären. Das geſchah durch Vorträge an den ver= 
ſchiedenſten Orten der Provinz und durch Veröffentlichungen in den 
Kammerblättern, ſowie durch Entſendung von Vertretern der Hand- 
werkskammern zu den provingiellen Snnungsverbands- und Ober- 
meiſtertagen. Daß die Innungsorganiſation eine ſtraffere geworden 
iſt, erſieht man insbeſondere daraus, daß die Form der freien Innung 
mehr und mehr durch die der Zwangsinnung erſetzt wurde. Einen 
Aberblick über die Zahl und Art der Innungen gibt folgende Zuſam⸗ 
menſtellung: 


E: Königsberg SE, a gaya 
abr 
Zwangs. freie [Zwangs- freie Zwangs⸗ freie Innungen 


innungen Innungen innungen Innungen innungen Innungen überhaupt 


1901 111 320 28 | 181 139 501 640 
1905 113 316 4 170 | 154 486 640 
1910 117 308 de 171 161 479 640 
19139 125 302 44 168 169 470 639 


*) In der Kriegs- und Nachkriegszeit bat das Innungsweſen einen gewaltigen Auf- 
ſchwung genommen. Im Jahre 1923 betrug die Zabt der Innungen im Bezirt der Sand» 
werkstammer für das öſtliche Preußen 729. 
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Außer den Innungen beftanden an mehreren Orten noch 
Gewerbe- und Handwerkervereine, die fih zum größten Teil in dem 
„Gewerblichen Zentralverein der Proving Oft- 
preußen“, Sitz Königsberg, zuſammengeſchloſſen haben. Mit 
Genugtuung und Befriedigung darf feſtgeſtellt werden, daß, abge⸗ 
ſehen von wenigen ſogenannten Zwerginnungen, deren Mitgliederzahl 
zu einer leiſtungsfähigen Entwicklung nicht ausreicht, die Innungen 
Oſtpreußens im Laufe der letzten 25 Jahre außerordentlich wertvolle 
und erſprießliche Arbeit zur Förderung des Handwerks im allgemeinen 
und ihrer Mitglieder im beſonderen geleiſtet haben. 

Zunächſt erwuchs ihnen die Aufgabe, entſprechend den von den 
Handwerkskammern erlaſſenen Vorſchriften zur Regelung des Lehr- 
lingsweſens eine geordnete Aberſicht und Kontrolle über die Annahme 
von Lehrlingen und das Ausſcheiden aus dem Lehrverhältnis durch 
die vorgeſchriebenen Lehrverträge und Lehrlingsrollen zu führen und, 
ſoweit ihnen das Prüfungsrecht zugeſtanden war, auch die Gejellen- 
prüfungen abzunehmen. Mit den Zuſammenkünften zum Ein- und 
Ausſchreiben der Lehrlinge waren ihre Aufgaben jedoch nicht erſchöpft. 
Sie gingen nach und nach dazu über, in den Innungsverſammlungen 
alle wichtigeren das Handwerk bewegenden Fragen, insbeſondere 
auf dem Gebiete der Wirtihafts- und Sozialpolitik, des Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſens, der Fortbildungs- und Fachſchulen, des Verdingungs⸗ 
weſens, der Steuern uſw. zu erörtern und ihre Mitglieder in der 
Kalkulation und der Berechnung der Geſchäftsunkoſten zu unter⸗ 
weiſen. 

An einzelnen größeren Orten haben ſich die Innungen der ver⸗ 
ſchiedenen Handwerkszweige zu Innungsausſchüſſen zuſam⸗ 
mengeſchloſſen, um ihre örtlichen Intereſſen gemeinſam zu vertreten. 
Solche Innungsausſchüſſe beſtehen in Königsberg, Allenſtein, Brauns⸗ 
berg, Darkehmen, Elbing, Gumbinnen, Inſterburg, Marienburg, 
Marienwerder, Marggrabowa, Ragnit, Riejenburg, Tilfit und 
anderen Städten. 

Neben dieſer örtlichen Zuſammenfaſſung verſchiedener Gewerbe 
gibt es noch in einzelnen zahlreicher vertretenen Handwerkszweigen 
Innungs verbände, die fic über die ganze Provinz erſtrecken 
und die gemeinſamen Intereſſen der Innungen eines beſtimmten 
Handwerkszweiges übernommen haben. Die Handwerkskammern 
haben, wie bereits erwähnt, an dem Ausbau und den Beſtrebungen 
dieſer Innungsverbände regen Anteil genommen, ihre Tagungen be- 
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ſucht, ihren Wünſchen und Anträgen, joweit es möglich war, Unter- 
ſtützung gegenüber Behörden zuteil werden laſſen. In Oſtpreußen 
ſind in den letzten 25 Jahren folgende Fachverbände entſtanden: 
1. Zweigverband Oſtpreußen des Zentralverbandes deutſcher 
Bäcker innungen Germania, 
. Oſtpreußiſcher Provinzial⸗Innungsverband der Barbier 
Friſeur- und P er ü denma g erinnungen, 
. Oſtpreußiſcher Provinzial⸗Innungsverband deutſcher Bau- 
gewerksmeiſter, 
4. Provinzialverband der elektrotechniſchen Firmen Alt 
preußens, 
5. Bezirksverein Oſtpreußen im Deutſchen Fleiſch e r verbande, 
6. Landesverband oſtpreußiſcher ſelbſtändiger Klempner und 
Inſtallateure, 
7. Zonenverband oft- und weſtpreußiſcher Konditoren, 
8. Oſtdeutſcher Verband ſelbſtändiger Maler und Lackierer, 
9 
0. 
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. Oſtpreußiſcher @ h m i e $ e - Bezirksverband, 
„ Oſtpreußiſcher Innungsverband ſelbſtändiger Sattler und 
Tapezierer, 
11. Landesverband Oſtmark im Reichsverbande deutſcher S H I o j - 
ſer- und Maſchinenb auer innungen, 
12. Bezirksverband oft- und weſtpreußiſcher Schneider⸗ 
innungen, 
13. Bezirksverband für die Schornſteinfeger meiſter in den 
Provinzen Oft- und Weſtpreußen, 
14. Verband oſtpreußiſcher Schuhmacher innungen, 
15. Bezirksverein oſtpreußiſcher Tiſchler innungen, 
16. Oſtpreußiſcher hrm ag er verband. 

Die Mehrzahl dieſer Verbände ſind Provinzialbezirtsverbände 
der großen deutſchen Innungsverbände. Dieſe letzteren ſind ſeit dem 
Jahre 1920 mit den Handwerkskammern, dem Deutſchen Genofjen= 
ſchaftsverband, dem Verband der Gewerbe- und Handwerfsvereini- 
gungen und den Handwerkerverbänden im „Reichsverband 
des Deutſchen Handwerks“, Sitz Hannover, vereinigt, der 
nunmehr die Spitzenvertretung des geſamten deutſchen Handwerks 
darſtellt. Die Handwerkskammer für das öſtliche Preußen iſt in dem 
geſchäftsführenden Ausſchuß des Reichsverbandes vertreten. 

Nach der Gründung der Handwerkskammern entſtand bald ein 
reger Schriftwechſel zwiſchen den einzelnen Kammern. Am die Durch- 
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führung der ihnen übertragenen Aufgaben möglichſt einheitlich zu 
geſtalten und einen Austauſch der Erfahrungen herbeizuführen, 
erſchien eine Verbindung zwiſchen den einzelnen Kammern notwendig. 
Bereits im Sommer 1900 wurde der Wunſch laut, die großen Fragen 
des deutſchen Handwerks auf einer gemeinſamen Tagung zu erörtern. 
Nach längeren Verhandlungen kam der „Deutſche Hanbwerts- 
und Gewerbekammertag“ als freiwillige Vereinigung der 
Handwerks- und Gewerbekammern zuſtande. Seine erſte große 
Tagung fand am 15., 16. und 17. November 1900 in Berlin ſtatt. 
Die oſtpreußiſchen Handwerkskammern ſind auf den Tagungen 
des Deutſchen Handwerks- und Gewerbekammertages regelmäßig 
durch ein oder mehrere Vorſtandsmitglieder und den Syndikus ver- 
treten geweſen. Ihre Vertreter haben ſich an den Verhandlungen 
rege beteiligt und in den Ausſchüſſen des Kammertages wiederholt 
an der Erledigung der gemeinſamen Fragen des Handwerks mit⸗ 
gearbeitet. Die Handwerkskammer zu Königsberg gehörte eine Reihe 
von Jahren dem Rechnungsausſchuß und dem geſchäftsführenden 
Ausſchuß des Kammertages an. Auch die Handwerkskammer für das 
öſtliche Preußen iſt im Vorſtande des Kammertages und mehreren 
feiner Ausſchüſſe (Ausſchuß für das Verdingungsweſen, für Unter- 
richtsweſen und für Finanz- und Steuerpolitik) vertreten. Durch das 
Reichsgeſetz vom 16. Dezember 1922 wurde der Kammertag, nachdem 
er bis dahin als ein nur auf freiwilligem Zuſammenſchluß der Ram- 
mern beruhender eingetragener Verein beſtanden hatte, als öffentlich⸗ 
rechtliche Körperſchaft anerkannt. Der zehnte deutſche Handwerks- 
und Gewerbekammertag fand auf oſtpreußiſchem Boden im Jahre 
1909 in Königsberg ſtatt. Der Kammertag beſchäftigte ſich auf dieſer 
Tagung mit der damals im Vordergrund des Intereſſes ſtehenden 
Reform der Reichsverſicherungsordnung, der Abgrenzung des Hand⸗ 
werks und der Konkurrenz der ſtaatlichen und ſtädtiſchen Betriebe. 
Abgeſehen von dem Zuſammenſchluß zum Deutſchen Hand- 
werks- und Gewerbefammertage ſtellte fih das Bedürfnis heraus, 
die Handwerkskammern größerer Landesteile zu beſonderen Rammer- 
tagen zu vereinigen. Der Zweck dieſer ſogenannten „kleinen Kammer- 
tage“ iſt, Angelegenheiten, die nur beſtimmte Landesteile betreffen, 
gemeinſam zu erörtern und zu den auf dem Deutſchen Handwerks- 
und Gewerbekammertage zur Beratung ſtehenden Fragen im voraus 
Stellung zu nehmen. Im Jahre 1902 traten aus ſolchen Gründen die 
oſtdeutſchen Kammern zu einem „Oſtdeutſchen Handwerks- 
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kammertag“ zuſammen. Ihm gehörten die Kammern Inſterburg⸗ 
Gumbinnen, Königsberg, Stettin, Stralſund, Frankfurt a. O., Liegnitz, 
Breslau, Oppeln, Schwerin, Berlin, und bis zum Friedensſchluß von 
Verſailles auch die Kammern Bromberg, Danzig, Graudenz und 
Poſen, ſeit dieſer Zeit die neu errichtete Handwerkskammer zu Schnei⸗ 
demühl an. Im Sabre 1903 fand die Tagung des Oſtdeutſchen Kam- 
mertages, deſſen Vorſitz unter den einzelnen Kammern wechſelt, in 
Königsberg und im Fahre 1911 in Gumbinnen ſtatt. Ferner fand 
in Königsberg im Jahre 1915 eine außerordentliche Tagung des 
Oſtdeutſchen Kammertages ſtatt, die ſich mit der Frage der Beteili⸗ 
gung des Handwerks am Wiederaufbau Oſtpreußens beſchäftigte. In 
den letzten Jahren find die oſtdeutſchen Kammern zu gemeinjamen 
Beratungen nicht zuſammengetreten. Den Vorſitz führt zurzeit die 
Handwerkskammer zu Frankfurt a. O. In ähnlicher Weiſe haben ſich 
auch die Kammern anderer größerer Landesteile zu Kammertagen 
vereinigt. Seit 1906 haben fic außerdem die preußiſchen 
Handwerkskammern je nach Bedürfnis zu Konferenzen zu⸗ 
ſammengefunden, um die beſonderen Wünſche des Handwerks in rein 
preußiſchen Angelegenheiten zur Geltung zu bringen. Aus dieſen 
Tagungen iſt der Preußiſche Handwerkskammertag 
entſtanden, deſſen Vorſitz in den Händen der Handwerkskammer zu 
Berlin liegt. Ebenſo ſind die bayeriſchen, ſächſiſchen, württembergi⸗ 
ſchen und badiſchen Handwerkskammern zu geſonderten Kammertagen 
zuſammengetreten. 
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II. Tätigkeit 
und Beſtrebungen der Janöwerkskammern. 


1. Lehrlingsweſen. 

Nach dem Geſetz von 1897 lag den Handwerkskammern in erſter 
Linie die Neuregelung des Lehrlingsweſens ob. Hierfür waren die 
Handwerkskammern um deswillen berufen, weil ſie größere Bezirke 
umfaßten und ſo durch Erlaß einheitlicher Vorſchriften die Mißſtände, 
die durch die bis dahin zugelaſſenen, jedoch nicht ſelten erheblich von⸗ 
einander abweichenden Grundſätze und Maßnahmen der einzelnen 
Innungen entſtanden waren, am beſten beſeitigen konnten. Die Ver⸗ 
einheitlichung der Regelung des Lehrlingsweſens durch Aufſtellung 
jefter Normen ſeitens der Handwerkskammer hat äußerſt ſegensreiche 
Folgen für das Handwerk gehabt. 

Anter Mitwirkung des bei ihnen beſtehenden Ausſchuſſes für 
das Lehrlingsweſen erließen die Kammern zunächſt einheitliche Vor⸗ 
ſchriften zur Regelung des Lehrlingsweſens, die — von unweſent⸗ 
lichen Anderungen abgeſehen — noch heute in Kraft find. Sie ftellen 
in der Hauptſache eine Zuſammenfaſſung der in der Gewerbeordnung 
niedergelegten geſetzlichen Beſtimmungen dar und enthalten außerdem 
nähere Kontrollvorſchriften. Ihre Durchführung bereitete namentlich 
in den erſten Jahren große Schwierigkeiten, weil ſie erſt nach und 
nach allgemein bekannt wurden und die Handwerker ſich erſt an das 
Neue gewöhnen mußten. 

Völlig neu waren vor allen Dingen die Vorſchriften über 
Schriftform und Inhalt der Lehrverträge und die Führung von 
Arbeitsbüchern. Der Abſchluß ſchriftlicher Lehrverträge war vordem 
durchaus nicht allgemein üblich. Der Mangel der Schriftform iſt aber für 
Meiſter und Lehrling in gleicher Weiſe nachteilig, weil nach dem Ge- 
ſetz von 1897 bei Verletzung oder einſeitiger Aufhebung des Vertrages 
durch einen Vertragsteil von dem anderen Teile Anſprüche aus dem 
Lehrverhältnis nicht geltend gemacht werden können. Hinzu kommt, 
daß ſeitdem die Führung von Arbeitsbüchern und der Abſchluß eines 
ſchriftlichen Lehrvertrages bei Vermeidung gerichtlicher Beſtrafung 
zur allgemeinen Pflicht gemacht iſt. 

Am die Gewerbetreibenden bei der Abfaſſung ihrer Lehrverträge 
zu unterſtützen, wurden von den Kammern ſogenannte Normal- 
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lehrverträge aufgeſtellt, die die Lehrherren beim Vertragsſchluß 
zugrunde zu legen haben. Die Lehrverträge werden von den Hand- 
werkskammern bzw. den Innungen nachgeprüft und die vertrag- 
ſchließenden Teile gegebenenfalls zur Berichtigung der Verträge an- 
gehalten. 

Die Dauer der Lehrzeit ſoll nach dem Geſetz in der Regel 
drei Jahre betragen und darf vier Jahre nicht überſchreiten. Eine 
Abkürzung der Lehrzeit kann lediglich mit Genehmigung der Hand- 
werkskammern eintreten. Von ihrem Rechte, eine kürzere Lehrzeit zu 
bewilligen, haben die Kammern im Interefje der Heranbildung eines 
tüchtigen und ſachkundigen Nachwuchſes nur in vereinzelten, beſonders 
gelagerten Fällen, insbeſondere dann, wenn der Lehrling im Beſitz 
des Einjährigenzeugniſſes war oder in höherem Alter in die Lehre trat, 
Gebrauch gemacht. 

Zwecks Durchführung dieſer Beſtimmungen wurde für jede In⸗ 
nung die Einrichtung und Führung einer Lehrlingsrolle vor⸗ 
geſchrieben, zu der jeder Lehrling unter Angabe des Tages ſeines Ein⸗ 
iritts in die Lehre, der Dauer der Lehrzeit innerhalb einer beſtimmten 
Friſt (in Oſtpreußen 14 Tage nach Vertragsabſchluß) bei Vermeidung 
von Ordnungsſtrafen anzumelden und nach Beendigung des Lehr- 
verhältniſſes abzumelden iſt. Derartige Lehrlingsrollen wurden in 
einfacherer Form von den Innungen bereits geführt; ihnen wurde 
daher die Führung der Lehrlingsrolle für die bei den Innungsmitglie⸗ 
dern beſchäftigten Lehrlinge übertragen. Für die Lehrlingsrollen 
wurde von den Handwerkskammern ein einheitliches Muſter 
vorgeſchrieben, das noch heute üblich ift. Bei der Erfüllung dieſer 
Aufgaben haben die Handwerkskammern die Innungen durch Aber⸗ 
laſſung von Vordrucken für die Lehrlingsrollen und durch Nachprüfung 
der Eintragungen unterſtützt. Für die Nich t innungslehrlinge führten 
die Handwerkskammern eigene Rollen ein. 

Die Geſamtzahl der in die Rollen der Innungen und Hand- 
werkskammern in Oſtpreußen zu den verſchiedenen Zeiten einge⸗ 
tragenen Lehrlinge zeigt folgende Aberſicht: 


Lehrl. Rolle d. Handwerkst.eehrl⸗Rolle d. Innungen Lehrlinge in Oſtpreußen 


Inſterdurg. Vo mîterburg- | Lebelingrolle der êr 
Sönigêbere) SZ: | "önig80ero) kod Handwerksk. Innungen |= 


1907| 1975 11327 
1911] 2425 11853 
1913| 3065 13034 
1917| 2062 5794 1317 110749 
1922 115276 
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Neben der Dauer der Lehrzeit jpielt bei ber Ausbildung ber 
Lehrlinge bie Zablderimeinzelnen Betriebevorhan- 
denen Lehrlinge eine Rolle. Da Mängel in der Lehrlingsaus- 
bildung, die etwa auf das Vorhandenſein zu vieler Lehrlinge zurückzu⸗ 
führen wären, ſich nicht bemerkbar machten und bei etwa auftretenden 
Mißſtänden die Beſtimmung des S 128 Abſatz 1 der Gewerbeord- 
nung eine ausreichende Handhabe zu ihrer Beſeitigung bot, ſahen die 
Handwerkskammern zunächſt von dem Erlaß einheitlicher Vorſchriften 
hierüber ab. Als in ſpäteren Jahren in einigen Handwerkszweigen 
wiederholt derartige Klagen laut wurden, und auch durch die Beauf- 
tragten in Einzelfällen eine die Ausbildung des einzelnen Lehrlings 
gefährdende Zahl von Lehrlingen feſtgeſtellt wurde, beſchloß die 
Handwerkskammer zu Königsberg im Jahre 1907 einheitliche Vor⸗ 
ſchriften über Höchſtzahl der Lehrlinge für die Gewerbe der Schloſſer 
und Maſchinenbauer und das Baugewerbe. Der Miniſter für Han⸗ 
del und Gewerbe verſagte jedoch damals dieſen Vorſchriften ſeine Ge⸗ 
nehmigung, da aus einzelnen Gewerbekreiſen lebhafter Widerſpruch 
erhoben wurde. Die Handwerkskammern blieben daher darauf ange⸗ 
wieſen, wie bis dahin gemäß § 128 Abſatz 1 der Gewerbeordnung die 
unteren Verwaltungsbehörden in Beſchwerdefällen zum Eingreifen zu 
veranlaſſen. Erft im Jahre 1923 hat die vereinigte Sandwerfs- 
kammer für das öſtliche Preußen mit Genehmigung des preußiſchen 
Miniſters für Handel und Gewerbe beſtimmte Höchſtzahlen der zu bal- 
tenden Lehrlinge für mehr als 20 Gewerbe feſtgeſetzt, nachdem der 
Miniſter ſelbſt bereits vorher ſolche Vorſchriften für das Bäcker⸗, 
Fleiſcher⸗, Friſeur- und Schornſteinfegergewerbe für den ganzen Staat 
erlaſſen hatte. Um die Ausbildung der Lehrlinge zu ſichern, haben 
die Handwerkskammern ferner wiederholt in den Fällen eingegriffen, 
in denen im Widerſpruch zu den Vorſchriften der Gewerbeordnung 
über die Anleitungsbefugnis“) Lehrlinge von Handwerkern 
gehalten wurden, die dazu nicht befugt waren. Beſonders verwickelt 
geſtalteten ſich die Dinge, als im Jahre 1908 durch die Einführung 
des Geſetzes über den ſogenannten „kleinen Befähigungs- 
nachweis“ die Vorſchriften über die Befugnis zur Anleitung von 
Lehrlingen weſentlich geändert wurden. 

Die Regelung des Lehrlingsweſens hinſichtlich der weibli- 
chen Lehrlinge wurde von den oſtpreußiſchen wie von den übrigen 
deutſchen Handwerkskammern im erſten Jahrzehnt nach ihrer Errich- 
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tung zurückgeſtellt, weil die übrigen Aufgaben die Tätigkeit der Kam⸗ 
mern voll in Anſpruch nahmen. Erft vom Jahre 1910 an widmeten 
die oſtpreußiſchen Kammern auch der Ausbildung der Lehrmädchen 
ihre Aufmerkſamkeit und begannen die bereits für die Ausbildung der 
männlichen Lehrlinge erlaſſenen Vorſchriften auch auf die weiblichen 
Lehrlinge auszudehnen. 

Die Durchführung der Beſtimmungen ſtieß aber auf ziemlich 
große Schwierigkeiten. Im Damenfrijeur- und Damenſchneider⸗ 
gewerbe iſt es bisher nicht möglich geweſen, eine geordnete Regelung 
der Ausbildung allgemein durchzuführen, weil die Lehrmädchen unter 
dem Vorwande, ſie erlernten das Handwerk nicht zwecks ſpäterer Aus⸗ 
übung des betreffenden Berufes, ſondern nur für den Hausgebrauch, 
nicht als Lehrlinge betrachtet, ſondern als Schülerinnen bezeichnet wur⸗ 
den, die nicht unter die Beſtimmungen der Gewerbeordnung fallen 
und deren Anterweiſung nach einem Erlaß des preußiſchen Miniſters 
für Handel und Gewerbe vom 30. Mai 1917 als gewerblicher Privat- 
unterricht unter die Aufſicht der Gemeindebehörden geſtellt iſt. 

Da die Geſetzgebung kein Mittel bot, die Amgehung der zur Re⸗ 
gelung des Lehrverhältniſſes erlaſſenen Vorſchriften zu verhindern, 
haben ſich erhebliche Mißſtände herausgebildet. Der Ausbildung 
dieſer ſogenannten Hausgebrauchslehrmädchen widmeten ſich ſehr oft 
Perſonen, die dazu weder das erforderliche Alter, noch die nötigen 
Fähigkeiten beſaßen. Dieſer unzulängliche Unterricht mußte von den 
jungen Mädchen nicht nur teuer bezahlt werden, ſondern ſie wurden 
obenein noch zur Erledigung der Aufträge ihrer Lehrherrin ausgenutzt. 
Wie zu erwarten war, wurden die in dieſem Anterricht erworbenen 
Fähigkeiten doch zur Ausübung beruflicher Tätigkeit verwendet. Hier⸗ 
durch erwuchs den Meiſterinnen eine außerordentlich ſchädliche Kon⸗ 
kurrenz. Außerdem wurde durch das Auftreten von mangelhaft aus- 
gebildeten Gewerbetreibenden das Anſehen des ganzen Standes er- 
heblich geſchmälert. 

Dieſen Mißſtänden konnten die Handwerkskammern nur dadurch 
begegnen, daß ſie Handwerker und Publikum über die Gefahren einer 
derartigen Ausbildung aufzuklären ſuchten. Das geſchah insbeſondere 
dadurch, daß man die Beteiligten bei Verzicht auf den Abſchluß eines 
geordneten Lehrvertrages eine Erklärung unterzeichnen ließ, durch 
die ſich die Lehrherrin verpflichtete, die jungen Mädchen lediglich für 
Zwecke des Hausbedarfs nicht länger als feds Monate zu beſchäftigen 
und in der ferner die Nachteile einer ſolchen Ausbildungsmethode dar⸗ 
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gelegt waren. Dieſe Erklärung wurde leider in den meiſten Fällen 
ohne Bedenken unterſchrieben. So betrug z. B. im Jahre 1913 im 
Damenſchneidergewerbe die Zahl der ordnungsgemäß abgeſchloſſenen 
Lehrverträge nur 172, während 787 Erklärungen über die Beſchäfti⸗ 
gung als Hausgebrauchslehrmädchen einliefen. 

Eine weſentliche Beſſerung iſt hierin eingetreten, ſeitdem die 
Damenſchneiderinnen ſich in Innungen organiſiert und ihre Mitglieder 
von der Notwendigkeit einer gediegenen Ausbildung der Lehrmädchen 
überzeugt haben. Für die Provinz Oſtpreußen konnte dem Anweſen 
außerdem eine Zeitlang durch einen Erlaß des Oberpräſidenten vom 
3. Dezember 1922, der den für die Erteilung der Erlaubnis zum ge⸗ 
werblichen Privatunterricht zuſtändigen Gemeindebehörden die erfor⸗ 
derlichen Richtlinien für die Handhabung der beſtehenden Beftimmun- 
gen bot, geſteuert werden. Leider iſt dieſer Oberpräſidialerlaß, der 
u. a. eine Beſtimmung enthielt, wonach in jedem Betriebe die Zahl 
der Hausgebrauchslehrmädchen die der ordnungsgemäß auszubilden⸗ 
den Lehrlinge nicht überſchreiten durfte, bereits im Auguſt 1923 durch 
einen Erlaß des Preuß. Miniſters für Handel und Gewerbe vom 
14. Juni 1923 wieder aufgehoben worden. Die völlige Beſeitigung 
der auf dieſem Gebiete beſtehenden Mißſtände iſt daher bisher leider 
nicht gelungen. d 

Am die zur Regelung des Lehrlingsweſens getroffenen Maßnah⸗ 
men möglichſt reſtlos durchzuführen und Verſtöße gegen die erlaſſenen 
Vorſchriften zu verhindern, war die Kontrolle der Betriebe durch B e = 
auftragte der Kammern notwendig. Im Jahre 1903 wurden daher 
bei beiden oſtpreußiſchen Kammern ehrenamtliche Beauftragte, und 
zwar in Königsberg 25, in Inſterburg⸗Gumbinnen 17, ernannt. Seit 
dem 1. April 1921 ſtellte die Handwerkskammer zu Gumbinnen einen 
beamteten Beauftragten an. Die Beauftragten erhielten einen Aus⸗ 
weis der Kammer und hatten gemäß der von der Kammer erlaſſenen 
Dienſtanweiſung in den Handwerksbetrieben ihres Bezirkes Revi⸗ 
ſionen vorzunehmen und im Einzelfalle zu prüfen, ob die geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften hinſichtlich des Lehrvertrages, ſowie der Unter- 
bringung, Beköſtigung und Beſchäftigung der Lehrlinge, der Arbeits⸗ 
bücher uſw. beachtet wurden. Die Beauftragten waren angewieſen, ihr 
Amt nicht als das eines polizeilichen Aufſichtsorgans auſzufaſſen, ſondern 
durch Aufklärung und Belehrung auf die Zweckmäßigkeit der erlaſſe⸗ 
nen Beſtimmungen und die Notwendigkeit ihrer Durchführung hinzu⸗ 
weiſen. Gleichwohl war im Anfang das Amt der Beauftragten ein 
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außerordentlich ſchwieriges, ba fih die Handwerker erft allmählich an 
dieſe Einrichtung gewöhnten und ihren Wert erkannten. Die Beauf⸗ 
tragten ſind ſpäter von Innungen und einzelnen Handwerkern oft um 
Rat und Auskünfte in Handwerksfragen angegangen worden und 
haben ſolchen Wünſchen ſtets gern und bereitwillig entſprochen. Sie 
haben insbeſondere auch an den Geſellenprüfungen teilgenommen, um 
die Prüfungsausſchüſſe über den Gang und das Verfahren bei den 
Prüfungen zu belehren. 

Auf Grund von Klagen darüber, daß den in Handwerks- 
betrieben beſchäftigten Lehrlingen unzulängliche Koſtgelder und 
Entſchädigungen gewährt würden, hat der Preußiſche Miniſter 
für Handel und Gewerbe den Handwerkskammern dringend nahe ge⸗ 
legt, Richtlinien für die den Lehrlingen zu gewährenden Koſtgelder 
und Entſchädigungen aufzuſtellen, die die Grundlage für die vertrag⸗ 
lichen Vereinbarungen der am Lehrvertrag beteiligten Perſonen bilden 
jollen. Daraufhin hat die Handwerkskammer für das öſtliche Preußen 
durch Beſchluß der Vollverſammlung vom 13. März 1923 beſondere 
Richtlinien für Zuwendungen an Handwerkslehrlinge erlaſſen, wonach 
Lehrlinge, die vom Lehrherrn Koſt und Wohnung erhalten, keinen An- 
ſpruch auf weitere Zuwendungen haben, dagegen an Stelle von Koſt 
und Wohnung beſondere vom Vorſtand feſtzuſetzende geldliche Zu⸗ 
wendungen als Erziehungs- und Anterhaltsbeihilfen treten ſollen. 
Dieſe Zuwendungen ſind mit Genehmigung des Miniſters für Handel 
und Gewerbe ſeit dem 1. November 1924 nach Maßgabe der für die 
Beamtenbeſoldung vorgeſchriebenen Ortsklaſſenverzeichniſſe bis auf 
weiteres wie folgt feſtgeſetzt: 


im J. Lehrjahrſim 2 Lehrjahrſ im 3. Lehrjahrſ im 4 Lehrjahr 
ee 


f. Ortsklaſſe A wöchentl.. 3,-- 4— SĘ 
E PARA 2'60 3:20 5.— 
„ 2,40 3— 4,50 
A E 220 2:80 Ce 
5 5 2.— 2, 3,60 


Die Koſtgeldſätze find Mindeſtſätze. Die Feſtſetzung erfolgte, um 
Sonderregelungen der Zuwendungen durch Tarifverträge zu vermei⸗ 
den. Für den Abſchluß neuer Lehrverträge hat die Handwerkskammer 
empfohlen, in Zukunft eine Beſtimmung aufzunehmen, nach der der 
Lehrherr an den Lehrling ein wöchentliches Koſtgeld in Höhe der von 
den Handwerkskammern jeweils vorgeſchriebenen Sätze zu zahlen hat. 
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Soweit die Kammer unterrichtet ift, wird hinſichtlich der Zuwendung 
an Lehrlinge nach dieſen Grundſätzen verfahren. — 

Neben dieſen Maßnahmen zur Durchführung der geſetzlichen 
Vorſchriften haben die Handwerkskammern freiwillig auch auf anderen 
Wegen verſucht, das Lehrlingsweſen zu heben. Sie ließen ihre Für⸗ 
ſorge allen ſolchen Einrichtungen zuteil werden, die dem Lehrling und 
ſeiner Ausbildung zugute kamen, und unterſtützten Lehrlingsheime, 
Vereine zur Förderung der Jugendpflege, ſowie Innungsfachſchulen, 
und wandten ihre beſondere Aufmerkſamkeit der Berufsberatung und 
Lehrſtellenvermittlung zu. Die Kammern taten dies durch Aufklärung 
in den Tageszeitungen und wandten ſich auch durch Aufrufe an die 
Schulen mit der Bitte, durch die von den Kammern herausgegebenen 
„Ratgeber zur Berufswahl“ auf den Wert und die Bedeu- 
tung des Handwerks hinzuweiſen. Dieſe Bemühungen waren von 
Erfolg, zumal da es den Kammern gelang, die Vertreter der Lehrer- 
ſchaft zur Mitarbeit an ihren Beſtrebungen zu gewinnen. Sie rich⸗ 
teten außerdem Lehrſtellennachweiſe ein, die von Meiſtern 
und Lehrſtellenſuchenden gern benutzt wurden. 

In Verbindung hiermit gewann die Fürſorge der Handwerks- 
kammern für das Fortbildungsſchulweſen an Bedeutung. 
Das Handwerk iſt an dem Fortbildungsſchulweſen in außerordentlich 
hohem Maße intereſſiert, weil der Fortbildungsſchulunterricht dem 
Lehrling die Möglichkeit bietet, ſeine beim Meiſter in der Lehre er- 
worbenen praktiſchen Kenntniſſe zu vertiefen und auf theoretiſchem Ge⸗ 
biete zu ergänzen. Zu Beginn des Jahrhunderts beſtanden verhältnis- 
mäßig wenig Fortbildungsſchulen in Oſtpreußen. Die Kammern 
waren daher ſtändig bemüht, die Magiſtrate derjenigen Städte, in 
denen noch keine Fortbildungsſchulen beſtanden, zur Errichtung von 
Fortbildungsſchulen und zur Einführung von den Wünſchen des 
Handwerks entſprechenden Lehrplänen zu bewegen. Tatſächlich iſt auch 
die Zahl der Fortbildungsſchulen in Oftpreußen ſeit dem Jahre 1900 
weſentlich geſtiegen. 

Hierbei fei insbejondere die Mitwirkung des „Vereins zur För- 
derung des Fortbildungsſchulweſens in Oſtpreußen“, des ſpäteren 
„Oſtpreußiſchen Fortbildungsſchulvereins“ erwähnt, deſſen Vorſtand 
der Syndikus und das ſachverſtändige Mitglied der Kammer zu Königs⸗ 
berg, die Herren Dr. Henze und Fortbildungsſchuldirektor Trin te 
lange Jahre hindurch angehörten. Auf den Tagungen des Fortbil- 
dungsſchulvereins hat der Syndikus der Königsberger Kammer ein 
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eingehendes Programm über die Wünſche und Forderungen des Hand- 
werks entwickelt, das mit unweſentlichen Anderungen die Billigung des 
Fortbildungsſchulvereins fand. Beide oſtpreußiſchen Kammern ge- 
hörten dieſem Verein als Mitglied an. Die Handwerkskammern ha⸗ 
ben ferner direkt auf die beteiligten Kreiſe, Handwerksmeiſter und 
Lehrlinge, eingewirkt, um ihnen den Wert des Fortbildungsſchulunter⸗ 
richts vor Augen zu führen und die Lehrlinge zum regelmäßigen Be⸗ 
ſuch der Schulen zu veranlaſſen. Für die Zulaſſung zur Geſellenprü⸗ 
fung iſt von den Handwerkskammern ſtets die Vorlage von Zeugniſſen 
über den Beſuch der Fortbildungsſchule verlangt worden. Neuerdings 
hat der Fortbildungsſchulunterricht für den Lehrling an Bedeutung 
gewonnen. Bei Einreichung eines Zeugniſſes über die beſtandene 
Abſchlußprüfung wird der Lehrling auf Grund einer neuen Bejtim= 
mung der Prüfungsordnung von dem theoretiſchen Teil der Gejellen- 
prüfung befreit. Wenn auch heute noch das Fortbildungsſchulweſen 
in Oſtpreußen ſehr verbeſſerungsbedürftig iſt, ſo iſt doch in den letzten 
25 Fahren zu ſeiner Vervollkommnung viel geſchehen. Einen großen 
Teil dazu beigetragen zu haben, iſt das Verdienſt der oſtpreußiſchen 
Handwerkskammern. 


2. Geſellenweſen. 


Die Arbeit der Handwerkskammern war auch auf dem Gebiete 
des Geſellenweſens zunächſt eine rein organiſatoriſche. Es galt, ent⸗ 
ſprechend den geſetzlichen und miniſteriellen Beſtimmungen, Prüfungs⸗ 
ausſchüſſe zu errichten, deren Zuſtändigkeitsgebiet abzugrenzen und 
Prüfungsordnungen zu erlaſſen. Die Handhabung der Gejellen- 
prüfungen lag bis dahin in den Händen der Innungen, war nach 
den jeweiligen Vorſchriſten der Innungen geregelt und daher im ge- 
ſamten Bezirk voneinander äußerſt verſchieden. Durch die neue Geſetz⸗ 
gebung traten hier weſentliche Anderungen ein. 

Das Prüfungsrecht wurde durch das neue Handwerker- 
geſetz den Zwangsinnungen weiterhin belaſſen; für die freien Innun⸗ 
gen iſt gemäß § 131 Abſatz 2 der Gewerbeordnung die Ermächtigung 
der Handwerkskammern vorgeſchrieben. Die Vorausſetzungen für 
dieſe Ermächtigung zur ſelbſtändigen Abnahme von Geſellenprüfun⸗ 
gen ſind durch beſondere Richtlinien des Miniſters für Handel und 
Gewerbe feſtgelegt. Danach darf den freien Innungen das Recht der 
ſelbſtändigen Abnahme von Geſellenprüfungen nur auf Widerruf und 
nur dann erteilt werden, wenn 
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1. durch Statut oder Innungsbeſchluß Vorſorge getroffen ift, daß 
die Lehrlinge die beſtehende Fortbildungs- oder Fachſchule 
bejuchen, 

2. bie Prüfungsausſchüſſe den Anforderungen der Handweris- 
kammer entſprechend zuſammengeſetzt werden, 

3. die Innungen entweder einen ordnungsmäßigen Gejellenaus= 
ſchuß beſitzen oder 

4. ſeitens der Innungsmitglieder mindeſtens vier Geſellen beſchäftigt 
werden und zwei Drittel der beteiligten Handwerker des 
Innungsbezirks Mitglieder der Innung ſind. 

Soweit es hiernach angängig war, haben die Handwerkskammern den 
freien Innungen das Prüfungsrecht überlaſſen. Einem Teil der Innun⸗ 
gen, namentlich den kleineren Innungen und den ſogenannten gemiſchten 
Innungen, konnte dieſes Recht jedoch nicht zugeſtanden werden. 

Soweit hiernach Innungs-Prüfungsausſchüſſe nicht gebildet 
werden konnten oder durften, wurden die Prüfungsausſchüſſe 
für die verſchiedenen Bezirke und Gewerbe von den Handwerkskam⸗ 
mern errichtet. In dieje Handwerkskammer⸗Prüfungsausſchüſſe wur⸗ 
den ſoweit als möglich Vertreter der Innungen berufen. Die Er- 
richtung war ſtellenweiſe recht ſchwierig, da oft die Beſetzung der 
Stelle des Geſellenbeiſitzers infolge Fehlens von geeigneten Geſellen 
nicht möglich war. 

Zur einheitlichen Regelung des Prüfungsweſens wurden von 
den Handwerkskammern mit Zuſtimmung der Regierungspráfidenten 
für ſämtliche Handwerkszweige beſondere Prüfungsordnun- 
gen erlajjen, die nähere Beſtimmungen über den Gang und das Ber- 
jahren der Prüfung, einheitliche Vorſchriften über die Anforderungen 
an die praktiſchen Handgriffe und Fertigkeiten (Geſellenſtück und 
Arbeitsprobe) und die theoretiſchen Kenntniſſe (ſchriftliche und münd- 
liche) enthalten und ferner einheitliche Gebühren- und Entſchädigungsſätze 
und einheitliche Prädikate und Prüfungszeugniſſe vorſchreiben. Innungs- 
verbandslehrbriefe wurden, ſofern fie den geſetzlichen Vorſchriſten ent- 
ſprachen, von den Handwerkskammern als zuläſſig anerkannt. 

Am die Vorſitzenden und die Mitglieder der Prüfungsaus- 
ſchüſſe mit den Prüfungsbeſtimmungen vertraut zu machen, haben die 
Handwerkskammern wiederholt Belehrungsvorträge halten laſſen und 
dauernd Auskünfte erteilen müſſen. In vielen Fällen haben auch auf 
Wunſch der Prüfungsausſchüſſe der Vorſitzende, der Syndikus oder 
Beauftragte der Kammern an den Prüfungen teilgenommen, um den 
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Gang und das Verfahren der Prüfungen zu beobachten und bie 
Prüfungsausſchußmitglieder mit ihrem Rat zu unterſtützen. 

Eine beſondere Stellung nahmen die Fabriklehrlinge 
ein. Als eine große Anzahl von Fabrikbetrieben bei der Ausbildung 
ihrer Lehrlinge die Vorſchriften der Handwerkskammern nicht be- 
achtete und ſich der Kontrolle der Kammern entzog, entſchloſſen ſich 
die Kammern, die Fabriklehrlinge von der Zulaſſung zur Geſellen⸗ 
prüfung auszuſchließen. Maßgebend für dieſe veränderte Haltung 
war die Aberzeugung, daß es gegenüber den beitragspflichtigen Hand⸗ 
werkern eine Anbilligkeit jei, auch aus Fabrikbetrieben, die keine Bei⸗ 
träge zur Handwerkskammer, alſo auch nicht zu den bei der Prüfung ent⸗ 
ſtehenden Unkoſten leiſten, Lehrlinge zur Geſellenprüfung zuzulaſſen, zu⸗ 
mal den Handwerkskammern kein Recht zur überwachung der Ausbildung 
der Fabriklehrlinge zuſtand. Beſtimmend war ferner der Gedanke, 
daß durch eine gleichmäßige Behandlung der Fabrik- und Handwerks⸗ 
lehrlinge den Handwerkern noch mehr Lehrlinge als ohnehin ent- 
zogen werden. An dieſer Stellungnahme wurde von den oſtpreußi⸗ 
ſchen Kammern feſtgehalten, obwohl ſich eine große Anzahl deutſcher 
Handwerkskammern und der Deutſche Handwerks- und Gewerbe- 
kammertag auf einen entgegengeſetzten Standpunkt ſtellten. Eine in 
dieſer Frage gegen die Handwerkskammer zu Königsberg erhobene 
Beſchwerde einiger Induſtrieverbände wurde zunächſt vom Re- 
gierungspräſidenten zurückgewieſen. Auf erneute Beſchwerde hin hat 
der Miniſter für Handel und Gewerbe ſpäter angeordnet, daß auch 
Fabriklehrlinge, die eine mindeſtens dreijährige Lehrzeit nachweiſen 
können, zu den Geſellenprüfungen der Handwerkskammern und der 
Innungen zuzulaſſen ſind. Die Kammern ſind jedoch berechtigt, für 
die Prüfung dieſer Lehrlinge eine erhöhte Gebühr zu erheben. Die 
Zahl der Fabriklehrlinge, welche fih zur Ablegung der Gejellen= 
prüfung meldeten, iſt indeſſen äußerſt gering geblieben. — 

Vom Jahre 1903 an veranſtaltete die Handwerkskammer zu 
Königsberg bis kurz vor dem Kriege regelmäßig jährlich eine oder 
auch mehrere Geſellenſtücksausſtellungen, um der Be- 
völkerung die Erfolge der handwerksmäßigen Ausbildung in der 
Meiſterlehre vor Augen zu führen und ferner, um Lehrlinge, welche 
nach beendeter Lehrzeit ihre Geſellenprüfung abzulegen haben, zu 
guten Leiſtungen anzuſpornen. Die eingelieferten Stücke wurden von 
unparteiiſchen Preisrichterkollegien, die die Handwerkskammer aus den 
Kreiſen der Sachverſtändigen bildete und denen die Stücke ohne 
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Nennung des Namens des Herftellers vorgelegt wurden, beurteilt. 
Für die beſten Leiſtungen wurden von der Handwerkskammer, ſowie 
den Staats- und Kommunalbehörden Preiſe in Geſtalt von Geld- 
prämien, Sparbüchern, geeigneten Büchern und beſonderen Urkunden 
als lobende Anerkennungen zur Verfügung geſtellt. Dieſe Preiſe 
gelangten in Gegenwart von Vertretern der Behörden und der @n- 
nungen, ſowie von Lehrherren und Angehörigen der Ausſteller in 
einem feierlichen Prämiierungsakt zur Verteilung. Auch die Hand- 
werkskammer zu Inſterburg⸗Gumbinnen hat vor dem Kriege zwei 
Geſellenſtücksausſtellungen veranſtaltet und die Ausſtellungen anderer 
Stellen unterſtützt. 

Die mit dieſen Ausſtellungen gemachten Erfahrungen ſind ſehr 
gute geweſen. Der Zweck, den die Handwerkskammern mit ihnen 
verfolgten, iſt vollkommen erreicht worden. Der rege Beſuch der 
Ausſtellungen zeigte, daß auch das ferner ſtehende Publikum an guten 
und gediegenen Handwerksarbeiten lebhaftes Intereſſe nahm. Da- 
durch wurde zugleich erreicht, daß man in weiteren Kreiſen des Volkes 
den Wert der Handwerksarbeit mehr und mehr ſchätzen lernte. 
Leider haben dieſe Ausſtellungen nach dem Kriege wegen der allge⸗ 
meinen Knappheit und der hohen Preiſe des Materials eingeſtellt 
werden müſſen. Es wird ſich nach Eintritt der ſtabilen Währung 
empfehlen, fie im Intereſſe der Hebung und Förderung des An- 
ſehens gediegener Handwerksarbeit von neuem einzuführen. — 

Einem Antrage aus dem Kammerbezirk folgend, entſchloß ſich 
die Handwerkskammer zu Königsberg zur Ehrung folder Ge- 
fellen, die eine langjährige treue Tätigkeit in einem Handwerks- 
betriebe nachweiſen können. Der Beſchluß wurde gefaßt in der Er- 
wägung, daß angeſichts des Umſtandes, daß die Geſellen in der 
Regel nur kurze Zeit an einer Stelle zu verbleiben und die Arbeit 
oft aus den nichtigſten Gründen niederzulegen pflegen, ſolche Ge⸗ 
ſellen, die jahrelang treu zu ein und demſelben Meiſter geſtanden 
haben, zweifellos eine beſondere Ehrung und Anerkennung ver- 
dienen. Die Handwerkskammer zu Königsberg ffijtete daher Me- 
daillen, die auf der Vorderſeite das Siegel der Handwerkskammer 
mit der Amſchrift „Handwerkskammer zu Königsberg“, auf der Rüd- 
feite den Text „Für langjährige treue Tätigkeit in demſelben Hand- 
werksbetriebe“, umgeben mit Lorbeerkranz und Band, in das die 
Dauer der Tätigkeit eingraviert wurde, trugen; es wurden verliehen: 
für fünfjährige Tätigkeit eine bronzene, für zehnjährige Tätigkeit eine 
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kleine filberne, für zwanzigjährige Tätigkeit eine große ſilberne und 
für dreißigjährige Tätigkeit eine goldene Medaille. Gleichzeitig mit 
der Medaille wurde den Geſellen eine Ehrenurkunde überreicht. Die 
Namen der Ausgezeichneten wurden in dem Kammerblatt veröffent⸗ 
licht. Die Verleihung von bronzenen Medaillen für fünfjährige 
Tätigkeit wurde ſpäter eingeſtellt. Die Handwerkskammer zu Inſter⸗ 
burg⸗Gumbinnen hat ſich aus den gleichen Erwägungen heraus zur 
Ehrung von Geſellen entſchloſſen; ſie verteilte in ſolchen Fällen 
Ehrenurkunden. Die Handwerkskammer für das öſtliche Preußen hat 
das bei der Königsberger Kammer geübte Verfahren der Verleihung 
von Medaillen beibehalten. Jedoch werden Medaillen nur an gelernte 
Handwerker, und zwar für zehnjährige Tätigkeit eine bronzene, 
zwanzigjährige Tätigkeit eine ſilberne, dreißigjährige Tätigkeit eine 
goldene, verliehen. Andere Angeſtellte in Handwerksbetrieben er⸗ 
halten nur Ehrenurkunden. 


3. Die Förderung des felbftändigen Handwerks. 

Den Schlußſtein der einheitlichen Regelung des Prüfungs- 
weſens im Handwerk bildete die Durchführung der Beſtimmungen der 
Gewerbeordnung über die Führung des Meiſtertitels und die 
Ablegung der Meiſterprüfung. Während der Meiſtertitel bis 
zum Inkrafttreten des Handwerkergeſetzes von jedem ſelbſtändigen 
Gewerbetreibenden geführt werden durfte, und nur der Titel 
„Innungsmeiſter“ geſetzlich geſchützt war, darf ſeit dem 1. Oktober 
1901 den Meiſtertitel in Verbindung mit der Bezeichnung eines 
Handwerks nur der Handwerker führen, der die Meiſterprüfung 
gemäß S 133 Gewerbe-Ordnung beſtanden hat. Beſondere Mus- 
nahmen waren hierbei nur für ältere Handwerker vorgeſehen, die 
bereits am 1. Oktober 1901 das Handwerk ſelbſtändig betrieben und 
damals das Recht zur Anleitung von Lehrlingen beſaßen. Dieſe ſind 
auch ohne Ablegung der Meiſterprüfung zur Führung des Meijter- 
titels berechtigt. 

Neben der Aufklärung der Handwerker über die neuen Beftim- 
mungen, insbeſondere die Abergangsbeſtimmungen, hatten die Hand- 
werkskammern die Vorbereitungsarbeiten für die Organiſation des 
Meiſterprüfungsweſens zu erledigen. Einheitliche Mei- 
ſterprüfungsordnungen für etwa 70 verſchiedene Gewerbe wurden 
ausgearbeitet und mehr als 100 Meiſterprüfungskommiſſionen, be⸗ 
ſtehend aus einem Vorſitzenden und je vier dem Fache des Prüflings 
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angehörenden Beiſitzern, nach den Vorſchlägen der Kammern von den 
Regierungspräſidenten beſtellt. Vor dieſen Prüfungskommiſſionen 
haben im Laufe von zweieinhalb Jahrzehnten mehrere Tauſend 
Handwerker die Meiſterprüfung beſtanden. Einen Aberblick über die 
Zahl der Prüflinge gibt folgende Aufſtellung: 


Handwerkskammer] Handwerkskammer zu 
— e. eee, 


163 Handwerker 
21. 


Die Zentralijation des Priijungswejens hat den Erfolg gehabt, 
daß ebenſo wie im Lehrlingsweſen und im Geſellenprüfungsweſen die 
Verſchiedenheiten in der Handhabung der Prüfung und in den An- 
forderungen an die Prüflinge beſeitigt wurden. Für das geſamte 
Handwerk hat die Neuregelung auch andere weſentliche Vorteile ge- 
habt. Breitere Kreiſe der Bevölkerung lernten in höherem Maße als 
bisher den Anterſchied zwiſchen Meiſter und Nichtmeiſter würdigen. 
Die Handwerkskammern ergriffen ihrerſeits auch alle Maßnahmen, 
um die unberechtigte Führung des Titels zu verhindern. Sobald 
ihnen bekannt wurde, daß ein Handwerker unbefugterweiſe den 
Meiſtertitel führte, veranlaßten ihn die Kammern, die weitere 
Führung des Titels zu unterlaſſen. In einigen wenigen Fällen mußte 
allerdings die gerichtliche Beſtrafung herbeigeführt werden. Die Hand⸗ 
werkskammern traten auch wiederholt an die Behörden, insbeſondere 
an die Standesämter, mit dem Erſuchen heran, bei Eintragungen und 
Veröffentlichungen jeder Art für die Verhütung mißbräuchlicher Be⸗ 
nutzung des Titels Sorge zu tragen. 
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Trotz dieſer unverkennbaren Vorteile befriedigte die Neurege⸗ 
lung die Kreiſe des Handwerks nicht. Die Handwerkskammern 
haben daher von Anfang an mit aller Energie den Stand- 
punkt vertreten, daß der bloße Schutz des Meiſtertitels auf 
die Dauer nicht ausreiche, daß vielmehr dieſer Titel für den 
Handwerker erſt dann wirklichen Wert haben könne, wenn mit 
dieſem Titel auch wirtſchaftliche Vorrechte verbunden ſind. Das 
Handwerk forderte daher immer und wieder — und wurde 
in dieſen Beſtrebungen durch die Handwerkskammern lebhaft 
unterſtützt — daß durch eine geſetzliche Neuregelung die Befugnis 
zur Anleitung von Lehrlingen, die bisher jedem 
Handwerker, der mindeſtens 24 Fahre alt war und die Ge- 
ſellenprüfung beſtanden hatte, zuſtand, von dem Beſitz des Meiſter⸗ 
titels abhängig gemacht würde. Erft nach langen vergeblichen Be- 
mühungen der deutſchen Handwerkskammern wurde dieſes Ziel im 
Jahre 1908 durch das Geſetz über den ſogenannten „kleinen Be- 
fähigungs nachweis“ erreicht. Durch bejondere Sibergangs- 
beſtimmungen wurde zur Vermeidung von Härten ſolchen Hand- 
werkern, die am 1. Oktober 1908 Lehrlinge anleiten durften und in 
ihrem Handwerk tätig waren, die Befugnis zur Anleitung von Lehr- 
lingen ohne Ablegung der Meiſterprüfung auf beſonderen Antrag 
von den unteren Verwaltungsbehörden auch fernerhin zuerkannt. 
Wertvoll an dieſer Beſtimmung iſt ferner, daß nunmehr jeder Hand- 
werker, der Lehrlinge anleiten will, den Nachweis über den Beſitz 
dieſer Befugnis, ſei es durch den Meiſterbrief, fei es durch den Aus- 
weis der unteren Verwaltungsbehörde, leicht erbringen kann. — 

Am alte ehrwürdige Meifter zu ehren, entſchloſſen fih die Ram- 
mern zur Verleihung von Ehrenmeiſterbriefen- aus 
Anlaß mehrjähriger Meiſterjubiläen. Die Handwerkskammer zu Kö- 
nigsberg verteilte Ehrenmeiſterbriefe anläßlich des 50 jährigen Meifter- 
jubiläums, die Handwerkskammer zu Gumbinnen anläßlich 25jähriger 
und 50jähriger Meiſterjubiläen, ſowie anläßlich 25jähriger Ober- 
meiſterjubiläen. Die Ehrenmeiſterbriefe wurden den Jubilaren durch 
Vertreter der Handwerkskammer überreicht und haben in den Kreiſen 
des Handwerks freudigen Anklang gefunden. Die Handwerkskammer 
für das öſtliche Preußen hat dieſe Einrichtung übernommen. 

Neben der Erledigung der geſchilderten Aufgaben wandten die 
Kammern in fteigendem Maße ihre Aufmerkſamleit der kulturellen 
und wirtſchaftlichen Förderung des Handwerkerſtandes zu. In der 
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Erkenntnis, daß das Handwerk ſich gegenüber ber Induftrie nur dann 
behaupten kann, wenn es Qualitäts ware auf den Markt bringt 
und der Handwerker auch kaufmänniſch geſchult iſt, gingen beide 
Kammern bereits im Fahre 1903 an die Einrichtung von ſogenannten 
Meiſterkurſen, durch die die Handwerker in ihren kaufmänni⸗ 
ſchen Kenntniſſen und ihren handwerklichen Fertigkeiten weitergebildet 
und mit den techniſchen und wirtſchaftlichen Neuerungen vertraut 
gemacht werden ſollten. 

Die Handwerkskammer zu Infterburg errichtete auf Anregung 
und unter Leitung ihres verdienſtvollen, leider zu früh verſtorbenen 
Vorſitzenden, des Herrn Wagenbaumeiſters Karſchuck, im Fahre 
1903 in Gumbinnen zu dieſem Zwecke eine beſondere Meifter= 
ihule. Der Unterricht fand bis zum Jahre 1904 in gemieteten 
Räumen, von da an in dem der Handwerkskammer von der Stadt 
Gumbinnen zur mietefreien Benutzung auf 25 Jahre zur Verfügung 
geſtellten Gebäude der ehemaligen höheren Töchterſchule und ſeit dem 
Jahre 1907 in dem eigenen Gebäude in der Gartenſtraße zu Gum- 
binnen ſtatt (ſiehe die Abbildung). Die Meiſterſchule beſteht heute 
noch. Sie iſt mit modernen Lehrwerkſtätten und Anterrichtsmitteln 
ausgeſtattet. Veranſtalter der Schule war bis zu ihrer Auj- 
löſung Ende 1921 die Handwerkskammer zu Infterburg-Gumbinnen. 
Auf Grund eines Beſchluſſes ihrer letzten Vollverſammlung wurde 
die Meiſterſchule ſelbſtändig gemacht. Es wurde auf Grund 
eines Erlaſſes des Preußiſchen Miniſters für Handel und Ge- 
werbe vom 27. Dezember 1921 eine Stiftung errichtet, die den 
Weiterbetrieb der Meiſterkurſe übernahm und den Namen „Ge⸗ 
werbeförderungsanſtalt für Oſtpreußen in Gum- 
binnen“ führt. Die Verwaltung der Anſtalt it einem Ver- 
waltungsrat, der aus einem Vertreter des Provinzialverbandes, 
einem Vertreter der Stadtgemeinde Gumbinnen, einem vom Minifter 
für Handel und Gewerbe zu benennenden Vertreter, einem Vertreter 
der Handwerkskammer für das öſtliche Preußen, vier Mitgliedern der 
Abteilung Gumbinnen der Handwerkskammer, einem Vertreter der 
Landwirtſchaftskammer und dem Leiter der Anſtalt beſteht, übertragen. 

Die bedeutendſten Veranſtaltungen der Gewerbeförderungs⸗ 
anſtalt ſind die ſogenannten „großen Meiſterkurſe“. Sie 
ſollen im Wege fachlichen Unterrichts und praktiſcher Arbeit in den 
vorhandenen Werkſtätten die Handwerker der verſchiedenſten Ge- 
werbezweige mit denjenigen Kenntniſſen ausſtatten, die ſie für eine 
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den neuzeitlichen Anforderungen entſprechende Betriebsweiſe nötig 
haben. Die Teilnehmer der Kurſe finden dort Gelegenheit, Spezial⸗ 
techniken, neue Arbeitsbehelfe, Maſchinen, Modelle und Neuerungen 
im Gewerbe kennen zu lernen und praktiſch zu erproben, ſowie ſich 
im fachgewerblichen Zeichnen und in der Materialienkunde größere 
Kenntniſſe anzueignen. Die Kurſe belehren ferner über eine zuver⸗ 
läſſige Koſtenberechnung, eine überſichtliche Buchführung, die Wechſel⸗ 
lehre und Geſetzeskunde (Gewerberecht, Genoſſenſchaftsweſen, Sozial⸗ 
verſicherung, Arbeitsrecht, Steuerweſen uſw.). Endlich ſoll bei den 
Meiſterkurſen auch die Grundlage zur Entfaltung einer kunſtgewerb⸗ 
lichen Betätigung gelegt werden. Die großen Meiſterkurſe erſtrecken 
ſich auf die Gewerbezweige der Maler, Schneider, Schneiderinnen, 
Schuhmacher, Stellmacher, Tiſchler, Schmiede, Schloſſer, Maſchinen⸗ 
bauer, Elektroinſtallateure und Töpfer. Die Zeitdauer eines Kurſus 
beträgt in der Regel acht Wochen. 

In den Jahren 1903 bis 1924 ſind insgeſamt 193 große 
Meiſterkurſe mit 1820 Teilnehmern abgehalten worden. Wäh⸗ 
rend der Kriegsjahre mußten die Kurſe eingeſtellt werden. Einen 
Aberblick über die Zahl der Kurſe, die Beteiligung, ſowie den Anteil 
der einzelnen Gewerbe geben folgende Aberſichten: 


I Geſamtzahl der großen Meiſterkurſe nebît Teilnehmern, 
nach Jahrgängen geordnet. 
Zahl der Teilnehmer 


ero, 
Salbwetter Gefellen 


Insgeſamt 


II. Verteilung ber Kurſe auf die einzelnen Gewerbe. 
= der Kurſe Zahl der Teilnehmer 
29 79 


Schuhmacher N š 
Schneider und @öneiberinnen ans 47 464 
Maler HR 19 217 
SE E IA nal 238 
Schmiede Ga YU ee er KON 429 
A + rajon 1 170 
Rennen. ae 4 34 
Kunſtglaſer > 7 24 
Töpfer s: 9 1 5 
Elektro- Installateure Ser 4 40 
Majchinenbauer E RZ, 2 20 
Zuſammen: 193 1820 


Außerdem wurde im Jahre 1924 verſuchsweiſe ein Fortbil- 
dungskurſus (nicht Meiſterkurſus) für Bauhandwerker mit neun Teil⸗ 
nehmern und in den Jahren 1907 bis 1910 fieben Ausbildung⸗ 
furje für Fortbildungsſchullehrer unter Zugrunde- 
legung der Lehrpläne für Tiſchler, Stellmacher und Schmiede abge- 
halten, an denen 54 Lehrer teilnahmen. Im Januar 1920 fand ein 
Buchführungs- und Kalkulationskurſus ſtatt, an dem ſich dreizehn 
Fortbildungsſchullehrer beteiligten. 

Am den Kurſusteilnehmern die Koſten für den Aufenthalt in 
Gumbinnen zu verbilligen, hat die Gewerbeförderungsanſtalt ein 
Heim geſchaffen, in welchem die Kurſiſten gute und billige Unterkunft 
und Verpflegung finden. In dieſem Heim können 80 Perſonen 
untergebracht werden. 

Im Fahre 1918 wurden auf Veranlaſſung des Miniſters für 
Handel und Gewerbe in der Gewerbeförderungsanſtalt ebr w er t- 
ſtätten für Schmiede, Schloſſer, Maſchinenbauer, Tiſchler und 
Stellmacher eingerichtet. In dieſen Lehrgängen wurden ſchulentlaſſene 
Knaben auf die Dauer eines Jahres praktiſch und theoretiſch unter- 
richtet, bevor ſie einem Handwerksmeiſter zur Vollendung der Lehr⸗ 
zeit überwieſen wurden. Die Beteiligung an dieſen Lehrgängen war 
gut; leider mußten ſie infolge der Geldentwertung im Oktober 1923 
eingeſtellt werden. 

Neben dieſen Veranſtaltungen war die Meiſterſchule beſtrebt, 
auch den Handwerkern in der Proving die Möglichkeit der Weiterbil- 
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dung zu geben und hat Kurſe zur Vorbereitung auf die theo- 
retiſche Meifterprüfung und zur allgemeinen Fortbildung der 
Handwerker, ſogenannte kleine Meiſterkurſe, abgehalten. 
Von 1906 bis einſchließlich 1924 find in 23 Städten, und zwar 
in Angerburg, Arys, Bialla, Darkehmen, Goldap, Gumbinnen, 
Heinrichswalde, Kaukehmen, Heydekrug, Inſterburg, Johannis- 
burg, Lasdehnen, Lötzen, Lyck, Marggrabowa, Memel, Nikolaiken, Pill⸗ 
fallen, Rhein, Sensburg, Stallupönen, Eydtkuhnen und Tilſit, 92 
ſolcher Wanderkurſe mit 3010 Teilnehmern veranſtaltet worden. Von 
den Teilnehmern gehörten 55 Prozent dem ſelbſtändigen Handwerker⸗ 
ſtande an, etwa 40 Prozent waren Geſellen und 5 Prozent entfallen 
auf Angehörige (Frauen und Töchter) von Handwerkern. Der Anter⸗ 
richt erſtreckt fih auf Buch- und Rechnungsführung, Kalkulation, 
Fachrechnen, Geſetzeskunde, Genoſſenſchaftsweſen, Reihs- und 
Staatsverfaſſung u. a. Bei einzelnen Kurſen konnte der theoretiſche 
Anterricht durch Fachzeichnen und Materialienkunde ergänzt werden. 

An der Aufbringung der Koſten haben ſich Staat, Hand- 
werkskammer, Provinz, Landwirtſchaftskammer, die Stadt Gum- 
binnen und verſchiedene Kreisverwaltungen beteiligt. In der Zeit 
der Geldentwertung Oktober 1923 mußte die Gewerbeförderungs- 
anſtalt, da die an der Aufbringung der Mittel beteiligten Körper⸗ 
ſchaften nicht mehr in dem erforderlichen Umfange Zuſchüſſe zu leiſten 
imſtande waren, ihre Tätigkeit erheblich einſchränken. Die Lehrlings- 
ſchule und die Meiſterkurſe für das Metall- und Holzgewerbe wurden 
vollkommen ſtillgelegt und das Werkſtättengebäude verpachtet. Seit 
September 1924 hat die Gewerbeförderungsanſtalt ihre Tätigkeit in 
vollem Amfange wieder aufgenommen. — 

Auch die Königsberger Kammer war vom Fahre 1903 ab leb- 
haft bemüht, die Weiterbildung der Handwerker zu fördern. Von der 
Errichtung einer eigenen Meiſterſchule in ähnlicher Form wie in Gum- 
binnen hat man in Königsberg abgeſehen, da hier bereits bewährte 
Schulen, wie z. B. die ſtaatliche Baugewerkſchule und die Kunft- und 
Gewerkſchule beſtanden, die zahlreichen jungen Handwerkern Gelegen- 
heit zu fachlicher Weiterbildung boten. Die Handwerkskammer in 
Königsberg hat aber in Königsberg und anderen Städten ihres Be⸗ 
zirks eine ganze Reihe von praktiſchen und theoretiſchen Kurſen für 
die verſchiedenſten gewerblichen Berufe veranſtaltet, die von tüchtigen 
Fachlehrern geleitet wurden und ſich ſämtlich reger Teilnahme er⸗ 
freuen durften. 
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Sogenannte „t b e o + e ti | d e Meiſterkurſe“ über Buh- 
führung, Kalkulation, Handwerker- und ſoziale Geſetzgebung, Ge- 
noſſenſchaftsweſen, Wechſelrecht, Mahnverfahren u. a. haben in Kö⸗ 
nigsberg, Braunsberg, Fiſchhauſen, Guttſtadt, Raſtenburg, Neiden- 
burg, Allenſtein, Barten, Biſchoſſtein, Mohrungen und anderen 
Städten ſtattgefunden. Den Anträgen auf Veranſtaltung derartiger 
Kurſe wurde entſprochen, ſobald eine ausreichende Teilnehmerzahl 
(15 bis 20) geſichert war und die in Frage kommende Stadtgemeinde 
die nötigen Anterrichtsräume koſtenfrei zur Verfügung ſtellte. Das ift 
von den einzelnen Kommunalverwaltungen dankenswerterweiſe faſt 
immer geſchehen. Erſchwert wurde die Verbreitung der Kurſe eine Zeit- 
lang durch Buchführungskurſe, die von privaten Unternehmungen, die 
außerhalb der Provinz ihren Sitz hatten, abgehalten wurden, dem 
Handwerker aber bei weitem nicht den gleichen Nutzen wie die Kurſe 
der Kammer bieten konnten und meiſt erheblich teurer waren, ſo daß 
ſich auf Antrag der Handwerkskammer die Regierungspráfidenten im 
Jahre 1908 zum Erlaß eines Verbotes derartiger Kurſe veranlaßt 
ſahen. Trotz dieſer Schwierigkeiten haben die Kurſe der Handwerks- 
kammer außerordentlich gute Erfolge gebracht und konnten in immer 
größerer Zahl veranſtaltet werden. Der Krieg machte auch hier die 
Weiterführung der Kurſe unmöglich. Nach ſeiner Beendigung ſind 
jedoch die Kurſe wieder aufgenommen worden. 


Einen überblick über die Zahl der Kurſe und die Beteiligung 
gibt folgende Zuſammenſtellung: 

1. von der Handwerkskammer zu Königsberg 
veranſtaltete Kurſe: 


1902 4 11⁴ 
1903 16 289 
1904 10 182 
1905 8 183 
1906 7 147 
1907 6 151 
1908 3 89 
1909 2 74 
1910 6 166 
1911 5 133 
1912 „ 376 

Aebertrag 81 1904 
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Uebertrag 81 1904 


1913 9 227 
1914 _ — 
1915 — — 
1916 1 30 
1917 1 23 
1918 ARO; sat E — 
1919 e sales 7 234 
1920 5 113 
1921 Bio, JAY 9 258 

Zuſammen: 113 2789 


2. von der Handwerkskammer fiir das öſtliche 
Preußen veranſtaltete Kurſe.“) 


Abteilung Ibteilumi Abteilung 
Jahr] Königsberg] Allenſtein Elbing Insgeſamt 
Kurſe | Teiln. | Kurfe | Teiln. | Kurſe | Teiln. | Rurfe Teiln. 


1922 140 
1923 131 
1924 139 


` zufammen | 17 

Ebenſo wie die theoretiſchen Meiſterkurſe haben die von der 
Handwerkskammer zu Königsberg veranſtalteten Fachkurſe reichen 
Segen geſtiftet. Sie wurden nach Bedürfnis für die verſchiedenſten 
Gewerbe abgehalten. Erwähnt ſeien hier wegen ihrer beſonderen 
Bedeutung zwei Fachkurſe für Inſtallateure in Allenſtein und Brauns- 
berg im Jahre 1907 und 1909. Der Kurſus in Allenſtein fand in 
den Monaten Mai bis Auguſt des Jahres 1907 ſtatt. Die Stadt 
hatte dort ein Elektrizitätswerk errichtet. Da die in Frage kom- 
menden Handwerker mit der Elektroinſtallation nicht vertraut 
waren, beſtand die Gefahr, daß alle elektrotechniſchen Arbeiten, die 
naturgemäß gerade im Anfang beſonders umfangreich waren, dem 
Handwerk entzogen und ausſchließlich durch große Werke der Elektro- 
induſtrie ausgeführt werden würden. Eine Ausbildung der Hand- 
werker in der Elektroinſtallation war daher unbedingt notwendig. 
Die Handwerkskammer hat aus dieſen Gründen die recht erheblichen 
Ankoſten nicht geſcheut, um den Wünſchen der beteiligten Handwerker⸗ 


*) Ausſchließlich der bereits auf Seite 38 erwähnten Kurſe der Gewerbe- 
förderungsanſtalt zu Gumbinnen. 
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treije entſprechend einen Elektroinſtallationskurſus in Allenſtein zu 
veranſtalten. Der im Auftrage der Kammer von einem auf dieſem 
Gebiete bewanderten Ingenieur geleitete Kurſus hat inſofern einen 
außerordentlich günſtigen Erfolg gehabt, als die Stadt Allenſtein den⸗ 
jenigen Handwerkern, die regelmäßig an dem Kurſus teilgenommen 
hatten, die Erlaubnis zur Ausführung der Elektroinſtallationsarbeiten 
erteilte und dieſe Kurſusteilnehmer in der Folgezeit umfangreiche 
private Aufträge erhielten. Ahnlich lagen die Dinge bei dem im 
Jahre 1909 veranſtalteten Gas- und Waſſerinſtallationskurſus in 
Braunsberg. Die Stadt richtete damals ihre Kanaliſation ein, und 
kaum einer der am Orte anſäſſigen Handwerker war in der Lage, die 
erforderlichen Hausinſtallationsarbeiten auszuführen. Auch hier 
wurde ſofort von der Handwerkskammer unter Leitung eines Fach⸗ 
mannes der ſtädtiſchen Werke in Königsberg ein Fachkurſus veran⸗ 
ſtaltet, der ebenſo wie der Allenſteiner Kurſus von guten Erfolgen 
begleitet war. Einen Aberblick über die von der Handwerkskammer 
veranſtalteten Fachkurſe gibt folgende Aufſtellung: 


Fachkurſe der Handwerkskammer zu Königsberg: 


Art der Kurſe 


Fachtheoretiſcher Kurſus für 


Maurer und Zimmerer 30 

1904 | Zuſchneideturſus für Herren- 
ſchneider 24 
1905 to. 18 

„ | Fachturfus für Tiſchler im Beizen, 
Mattieren und Polieren 16 

1906 | Zuſchneideturſus für Herren- 
ſchneider Allenſtein 18 
2 dto. Königsberg | 14 

„ |3ufchneibefurjuś für Damen- 
Biereg für Set pi 4 

D ei jus für er pi 

sê Set bto. Allenſtein 11 
m bto. Raftenburg | 12 
1907 | Fachturfus für Elettroinftallateure | Allenſtein 14 
„ |Sadturjus für Stellmacher # 9 
„ Fachturſus für Schuhmacher Königsberg | 10 
1908 Se für erren- 10 


ſchneider 
Fachkurſus für Buchbinder 
1 für Herren⸗ 


fen ider 
Eiſenbetonbaukurſus für Maurer 
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3 Art der Kurſe | Ort 


Übertrag | 267 


1909 Fachkurſus für Inſtallation ($a: 


Braunsberg | 10 
Königsberg] 14 


nalifation) 
1910 | Su E für Damen- 
meiber 
1911 bto. 
D SC 
1912 


ſchneider 
Zuſchneid neg" 
= ‚ufchneidel 
ce 
1914 | Sufchneideturfus 


ſchneider 
1915 _ 
1916 bto. 
1917 bto. 
1918 Se 
D Super?" 
ſchneider 
1919 Se ee 
ſchneider 


„ Fachkurſus tir Schuhmacher 


1920 GE 
ſchneider 
D bto. 
1921 ue 


„ Fachturſus wi Schuhmacher 


1922 Gufdyneibetutfuś 
ſchneider 


D Zuſchneddetarſas = 


für 


e 


für 


für 


für 


für 


für 


” 10 
D 23 
w 9 

Herren: 
D 13 
D 15 

Damen- 
Heilsberg | 17 

Herren · 


Königsberg | 17 
Königsberg | 21 


@amen- 


Herren- 


Herren- 


Herren- 


Sufammen 43 Fachkurſe mit 735 Teiln. 


Fachkurſe der Handwerkskammer für das SE Preußen. 


Art der Kurſe 


Jahr 


1922 | Zuſchneidekurſus 


Bee für Tiſchler 


1923 sy navne ada für Damen- 
e al echt für Herren⸗ 
ſchneider 


ıl d. 
KR 


veranſtaltet v. d. Ab- 
teilung Allenſtein 
dto. 
dto. 


veranſtaltet v. d. Ub- 
teilung eg 


o BN 8 


19 


Zuſammen 6 Fachkurſe mit 13 Teilnehmern 


42 


Der Beſuch der Fachkurſe und Fachſchulen war aber denjenigen 
Handwerkern, an deren Wohnſitz keine derartigen Fachkurſe ſtatt⸗ 
fanden, ſehr oft nicht möglich, weil fie die entſtehenden Untoften nicht 
in voller Höhe tragen konnten. Die Handwerkskammern haben daher 
ſtrebſamen Meiſtern und Geſellen durch die Gewährung von 
Beihilfen die Teilnahme an Kurſen zu ermöglichen geſucht. 

Abgeſehen hiervon ging die Königsberger Kammer nach längeren 
Vorbereitungen, die auf wiederholte Anregungen ihres erſten Vor⸗ 
ſitzenden, des Maurermeiſters F. Wurm - Bartenſtein, zurückzu⸗ 
führen waren, dazu über, durch Einrichtung einer ſtändigen 
Maſchinenausſtellung in Königsberg den oftpreupi- 
ſchen Handwerkern die Kenntnis neuzeitlicher Maſchinen, Werkzeuge 
und Apparate nutzbar zu machen. Der Plan des erſten Kammer- 
vorſitzenden, in einem eigenen Handwerkskammergebäude nach dem 
Vorbilde von Osnabrück und Dortmund eine vorbildliche ſtändige 
Maſchinenausſtellung zu ſchaffen, in welcher die Maſchinen und Appa⸗ 
rate den Handwerkern koſtenfrei im Betriebe vorgeführt werden 
ſollten, und durch deren Leitung ihnen koſtenlos Rat und Auskunft 
über zweckmäßige und neuzeitliche Einrichtung der Werkſtätten zuteil 
werden follte, ift leider in feiner großzügigen Form nicht zur Durd- 
führung gelangt und an der ablehnenden Haltung der Mehrheit der 
Vollverſammlung geſcheitert. Sein Nachfolger im Amte des Kammer- 
vorſitzenden, Tiſchlerobermeiſter L. Nitſch- Königsberg, konnte 
dieſen Plan mit Zuſtimmung der Vollverſammlung lediglich in unzu⸗ 
reichenden Mietsräumen des Hauſes Kaiſerſtraße 48 zur Durch⸗ 
führung bringen. Immerhin iſt es möglich geweſen, dort fünf Jahre 
hindurch eine ſtändige Maſchinenausſtellung für das Handwerk zu 
unterhalten, in der vollſtändig eingerichtete Muſterwerkſtätten 
für Bäcker und Konditoren, Friſeure, Fleiſcher, Klempner, Schmiede, 
Schuhmacher und Tiſchler jowie neuzeitliche Motoren, Hilfsmaſchinen, 
Werkzeuge und Geräte, auch für andere Handwerkszweige gezeigt, 
praktiſch vorgeführt und erläutert wurden, ſowie techniſche Neuheiten, 
Erfindungen und die neueſten Schutzvorrichtungen ausgeſtellt wurden. 
Die Anlieferung und Aufſtellung, Demontage und Abtransport ge⸗ 
ſchahen auf Koſten und Gefahr der Ausjteller. Platzmiete wurde 
nicht erhoben. Die Koſten für die Betriebskraft, ſowie die Ver⸗ 
ſicherung gegen Feuersgefahr und Diebſtahl übernahm die Hand- 
werkskammer. Die Ausſtellung wurde auch anfänglich von einer 
ganzen Reihe bedeutender Werke beſchickt, ſo daß ſie eine reichhaltige 
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Aberſicht bot. Auch die Handwerker zeigten lebhaftes Intereſſe für 
die Ausſtellung. Nach einigen Jahren ließ jedoch der Beſuch mehr 
und mehr nach. Zudem trat bei den ausſtellenden Firmen eine gewiſſe 
Ausſtellungsmüdigkeit ein, da ſie bei dem beſchränkten Abnehmerkreis 
in Oſtpreußen nicht den von der Beteiligung an der Ausſtellung er⸗ 
hofften Erfolg hatten. Die Handwerkskammer glaubte daher, die Aus- 
gaben, die durchſchnittlich jährlich 7000 Mark betrugen, nicht mehr 
rechtfertigen zu können und ſah ſich im Jahre 1909 genötigt, die 
ſtändige Maſchinenausſtellung, die dem Handwerk, wenn das In- 
tereſſe ein größeres geweſen wäre, noch wertvolle Dienſte hätte leiſten 
können, aufzulöſen. Es iſt außerordentlich zu bedauern, daß es zur 
Auflöſung dieſer Ausſtellung kam. Ihre Wiedereinrichtung iſt bisher 
nicht möglich geweſen und dürfte auch in abſehbarer Zeit kaum in 
Frage kommen. Immerhin darf feſtgeſtellt werden, daß die Aus- 
ſtellung während der Dauer ihres Beſtehens zahlreichen Handwerkern 
Oſtpreußens wertvolle Winke und Anregungen in bezug auf die neu- 
zeitliche und zweckmäßige Einrichtung ihrer Werkſtätte gegeben und die 
Anwendung neuzeitlicher kleingewerblicher Maſchinen und Apparate 
weſentlich gefördert hat. 

Seit 1921 ſucht das Meßamt in Königsberg, deſſen Berwal- 
tungsrat auch die Handwerkskammer angehört, durch die von ihm 
errichtete techniſche Meſſe, in der jetzt auch zahlreiche kleingewerbliche 
Maſchinen und Apparate zur Ausſtellung gelangen, die entſtandene 
Lücke auszufüllen. Im Intereſſe des Handwerks iſt der Ausbau dieſer 
Abteilung, für die das Meßamt nunmehr einen mehrſtöckigen maſſiven 
Bau errichtet, der in Bälde fertiggeſtellt ſein wird, ſehr zu begrüßen. 

Die Vermittlung der Kenntniſſe des Maſchinenweſens iſt nicht 
der einzige Zweck, den Ausſtellungen für Handwerker haben können. 
Die Ausſtellungen geben vielmehr auch die Möglichkeit, die Sffent- 
lichkeit über die Bedeutung des Handwerks aufzuklären. Die Hand- 
werkskammern haben daher zahlreiche Ausſtellungen, die in größeren 
Städten Oſtdeutſchlands ſtattgefunden haben, zu unterſtützen geſucht 
oder ſogar ſelbſt ſolche Ausſtellungen in die Wege geleitet. Sie haben 
außerdem für beſonders hervorragende gewerbliche Leiſtungen Me- 
daillen verliehen. Von dieſen Ausſtellungen ſeien genannt: die 
Malerfachausſtellung in Königsberg 1904, die Gewerbeausſtellung in 
Tilſit 1905, die allgemeine Nahrungs- und Genußmittelausſtellung in 
Königsberg 1905, die Fachausſtellung für das Fleiſchergewerbe in 
Königsberg 1906, die Gewerbeausſtellung in Heiligenbeil 1908, in 
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Allenſtein 1910 und in Biſchofsburg 1911 ſowie die oſtdeutſche In⸗ 
duſtrieausſtellung in Pojen im Jahre 1911. 

Ferner fand im Frühjahr 1912 in Allenſtein eine Au s ft e l= 
lung von Innungsaltertümern ſtatt, zu der die Königs⸗ 
berger Handwerkskammer auf Anregung des dortigen Magiſtrats auf⸗ 
gerufen hatte. An dieſer Ausſtellung beteiligten ſich 31 Innungen 
aus den zum Regierungsbezirk Allenſtein gehörigen ſüdlichen Teilen 
des Kammerbezirks. Da die Ausſtellung nicht nur das beſondere 
Intereſſe aller Kreiſe des Handwerks erweckt, ſondern auch die Auf- 
merkſamkeit der übrigen Bevölkerung auf ſich gelenkt hatte, veranſtaltete 
die Handwerkskammer zu Königsberg im Jahre 1913, dem Jahre der 
Jahrhundertfeier zur Erinnerung an die Freiheitskriege, eine zweite 
erheblich umfangreichere Ausſtellung von Innungsaltertümern in der 
Kunſthalle zu Königsberg. Daran beteiligten ſich 89 Innungen, ſowie 
die Magiſtrate zu Königsberg und Tilfit, das Pruſſiamuſeum, das 
Kunſtgewerbemuſeum, die Kupferſtichſammlung der Albertus-Univer- 
ſität, das Ermländiſche Muſeum in Braunsberg, der Kunſtgewerbe⸗ 
verein in Königsberg und verſchiedene Privatperjonen. Die Aus- 
ſtellung war außerordentlich reichhaltig. Sie zeigte Truhen, Innungs⸗ 
laden, Innungsfahnen, Kannen, Trinkbecher, Siegel, Bilder und Mr- 
kunden, die zum großen Teil noch aus der älteſten Zeit der Beſiedlung 
Oſtpreußens ſtammten. Die Ausſtellung blieb 14 Tage lang geöffnet 
und wurde nicht nur von Handwerkern und Innungen, ſondern ins- 
beſondere auch von Volksſchulen und verſchiedenen Klaſſen der 
höheren Lehranſtalten unter Führung der Lehrer beſucht. Allſeitig 
wurde anerkannt, daß hier eine ſolche Fülle von Material aus der 
Geſchichte des oſtpreußiſchen Handwerks, die weiteren Kreiſen bisher 
unbekannt geblieben war, an das Licht gebracht und geſammelt war, 
wie fie in dieſem Umfange kaum ein zweites Mal der Sfifentlidfeit ge- 
boten worden iſt. 

Von großer kultureller Bedeutung war die im Jahre 1922 auf 
Anregung des Oſtpreußiſchen Schulvereins in der Kunſthalle zu Kö- 
nigsberg veranſtaltete „Wanderausſtellung Oſtpreußen 
1922”, die dem Beſchauer einen Aberblick über Oſtpreußen und ſeine 
Bevölkerung, ſowie feine Wirtſchaft geben ſollte. Die Handwerks- 
kammer für das öſtliche Preußen und die Gewerbeförderungsanſtalt 
in Gumbinnen waren an dieſer Ausſtellung mit zahlreichen graphiſchen 
Darſtellungen, Drucksachen, Zeichnungen und Arkunden beteiligt, um 
den Wert und die wirtſchaftliche Bedeutung des Handwerks innerhalb 
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ber oſtpreußiſchen Wirtſchaft, ſowie ſeine Entwicklung zu zeigen. Durch 
Ausſtellung von hochwertigen Handwerkserzeugniſſen ſuchten ſie ferner 
einen Aberblick über die Leiſtungsfähigkeit des oſtpreußiſchen Hand⸗ 
werks zu geben. Leider blieb die Ausſtellung infolge der zunehmenden 
Inflation auf Oſtpreußen beſchränkt und konnte nicht der urjpriing= 
lichen Abſicht entſprechend in die großen Städte des Reiches über⸗ 
führt werden. — 

Zu den Aufgaben der Handwerkskammern gehört auch die För⸗ 
derung des Genoſſenſchaftsweſens. Obwohl der Zuſammen⸗ 
ſchluß zu Genoſſenſchaften als ein wirkſames Mittel, die wirtſchaftliche 
Lage des Handwerks zu heben, betrachtet werden muß, war das Ge- 
noſſenſchaftsweſen im Handwerk Oſtpreußens zur Zeit der Errichtung 
der Handwerkskammern noch vollkommen unentwickelt. Die Zahl der 
gewerblichen Genoſſenſchaften ſtand hinter deren Zahl in den übrigen 
Teilen des Reiches weit zurück. Vorſchuß- und Kreditvereine nach 
Schulze⸗Delitzſchem Syſtem waren zwar vorhanden, und ihre Einrich⸗ 
tungen kamen auch dem Handwerk zugute. In Allenſtein und Brauns- 
berg beſtanden daneben Innungskreditkaſſen, die fih trotz großer 
Schwierigkeiten, die ihnen entgegenſtanden, günſtig zu entwickeln ſchie⸗ 
nen. Cin- und Verkaufsgenoſſenſchaften waren dagegen mit wenigen 
Ausnahmen nicht vorhanden. Der Errichtung neuer Genoſſenſchaften 
ſtellten ſich erhebliche Schwierigkeiten entgegen. Die Handwerker hielten 
ſich vielfach aus Neid und Mißgunſt, oft auch aus der gänzlich unbe⸗ 
gründeten Furcht vor der Konkurrenz der Kollegen von allen Genofjen- 
ſchaftsbeſtrebungen fern. Die Handwerkskammern haben gleichwohl 
immer und immer wieder durch aufklärende Vorträge an den verſchie⸗ 
denſten Orten der Proving und durch Abhandlungen in den Kammer- 
blättern über Aufgaben, Bedeutung und Ziele des Genoſſenſchafts- 
weſens den genoſſenſchaftlichen Gedanken in den Kreiſen des oſtpreußi⸗ 
ſchen Handwerks zu wecken geſucht. Insbeſondere wurden auf ihre Ver⸗ 
anlaſſung auch in Fortbildungsſchulen und in Meiſterkurſen genoſſen⸗ 
ſchaftliche Fragen behandelt. Die Vertreter der Kammern haben im 
übrigen nichts unverſucht gelaſſen, um ihre Kenntniſſe auf genofjen- 
ſchaftlichem Gebiete zu erweitern und die Erfahrungen, die an anderen 
Orten gemacht wurden, dem oſtpreußiſchen Genoſſenſchaftsweſen zu- 
nutze zu machen. Sie haben daher das Genoſſenſchaftsweſen dauernd 
beobachtet und auch regelmäßig an Inſtruktionskurſen und Tagungen 
des im Jahre 1901 gegründeten „Hauptverbandes deutſcher gewerb⸗ 
licher Geoſſenſchaften“ zu Berlin, jowie des nach deſſen Verſchmelzung 
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mit dem „Allgemeinen Verbande der Erwerbs- und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften“ im Sabre 1919 gegründeten „Deutſchen Genoſſen⸗ 
ſchaftsverbandes“, denen die Kammern auch als Mitglied angehörten, 
teilgenommen. Gleichwohl war der Erfolg der genoſſenſchaftlichen 
Beſtrebungen der Handwerkskammern vor dem Kriege äußerſt gering. 
Nur wenige neue Handwerkergenoſſenſchaften ſind entſtanden. Erſt 
während des Krieges erlebte das Genoſſenſchaftsweſen infolge der 
Schwierigkeiten, die bei der Rohſtoffbeſchaffung und der Abernahme 
von Heereslieferungen entſtanden, einen Auſſchwung. An den meiften 
Stellen haben die Genoſſenſchaften in Oſtpreußen auch gute Erfolge 
gezeitigt. Daß auch der genoſſenſchaftliche Gedanke mehr als bisher 
Fuß faßte, bewieſen ferner Zuſammenſchlüſſe der Handwerker, die auf 
Grund freier, oft mündlicher Vereinbarung zuſtande kamen und den 
gemeinſamen Einkauf von Rohſtoffen zum Ziele hatten. Auf dioſe 
Weiſe pflegen z. B. Schmiede ihre Kohlen und Bäcker ihre Hefe an 
manchen Stellen zu beziehen. Dieſe loſen Zuſammenſchlüſſe haben 
ebenfalls meiſt gute Erfolge gehabt. Trotzdem hat die große Maſſe 
der oſtpreußiſchen Handwerker die Bedeutung des Genoſſenſchafts- 
weſens für den Handwerkerſtand nicht erkannt. Das Ziel iſt daher, 
obwohl ein Vorwärtsſchreiten der Genoſſenſchaftsbewegung feitzu= 
Dellen iſt, noch nicht erreicht. Die Beratung und Reviſion dieſer Ge- 
noſſenſchaften übernahm während des Krieges neben dem Nordoſt⸗ 
deutſchen Genoſſenſchaftsverbande zur Vermeidung von Reibungen 
innerhalb der Genoſſenſchaftsverbände vorübergehend der auf neu⸗ 
traler Baſis von Vertretern der oſtpreußiſchen gewerblichen und land⸗ 
wirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsverbände und Vertretern der Hand- 
werkskammern gebildete „Kriegsverband oſtpreußiſcher 
Genoſſenſchaften“. 

Die Handwerkskammern beſchränkten ſich aber nicht auf die ideelle 
Verbreitung und Förderung des Genoſſenſchaftsgedankens, ſondern 
haben auch die Genoſſenſchaften ſoweit als irgend möglich durch Ber- 
mittlung behördlicher Aufträge unterſtützt. Sie haben ferner darauf 
hingewirkt, daß die Militärbehörden, wenn die Bildung von Genoſſen⸗ 
ſchaften nicht durchführbar oder nicht ratſam erſchien, die Innungen 
in größerem Umfange an den Heereslieferungen beteiligten. In den 
erſten Fahren des Krieges haben die Vorſitzenden und geſchäftsführen⸗ 
den Beamten der Handwerkskammern die perſönliche Verantwortung 
für die ordnungsmäßige und friſtmäßige Erledigung der den Genofjen- 
ſchaften übertragenen Aufträge und Lieferungen übernehmen müſſen, 
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da den Kammern als ſolchen die eigene wirtſchaftliche Betätigung nach 
einem Erlaß des Preußiſchen Handelsminiſters vom 5. Juni 1915 
unterſagt war. Später haben die für dieſe Zwecke errichteten Wirt⸗ 
ſchaftsſtellen des Handwerks, das Handwerkslieferungs⸗ 
amtin Königsberg und das Verdingungsamt für den 
Handwerkskammerbezirk Gumbinnen, die ihrerſeits 
der in Berlin errichteten Zentralwirtſchaftsſtelle für das Handwerk, 
der Hauptſtelle für gemeinſchaftliche Handwerkslieferungen G. m. 
b. H., angeſchloſſen waren, die weitere Vermittlung ſolcher Aufträge 
und die Verantwortung für deren Ausführung übernommen. 

Für die gebührende Berückſichtigung des oſtpreußiſchen Hand- 
werks bei dem Wiederaufbau der von den Ruſſen zerſtörten 
Ortſchaften der Provinz ſorgte die von den vereinigten Oſtdeutſchen 
Handwerkskammern im Frühjahr 1915 errichtete e t b i n g u n g s- 
ſtelle der Handwerkskammern für den Wiederauf⸗ 
bau Oſtpreußens in Königsberg. Diejer lag außerdem die Un- 
terſtützung der Handwerker bei Erlangung der Bauerlaubnis und die 
techniſche Beratung bei der Preisberechnung, ſowie die Bereitſtellung 
von Zeichnungen und Entwürfen und die Verſorgung der Handwerker 
mit Handwerkszeug und Geräten ob. Als nach dem Kriege die übri⸗ 
gen oſtdeutſchen Handwerkskammern ihre Mitwirkung an der Auf- 
rechterhaltung dieſer Stelle zurückzogen, weil den Handwerkern ihrer 
Bezirke Ausſichten auf namhafte Beteiligung an den Wiederaufbau⸗ 
arbeiten Oſtpreußens nicht geboten werden konnten, hat die Hand- 
werkskammer zu Königsberg für ihren Bezirk eine beſondere tech- 
niſche Beratungs- und Wirtſchaftsſtelle eingerichtet, 
die auch von der einheitlichen Handwerkskammer für das öſtliche Preu- 
ßen übernommen worden iſt. 

Erwähnt ſei hierbei noch, daß die Verſorgung des Handwerks 
mit Betriebsmaterial, wie Kohlen, Petroleum, Benzin, Benzol, Hanf, 
Leder, Leim, Nähgarn, Firnis, Terpentin, Blei, Zinkblech und 
Weißblech, die Tätigkeit oder Mitwirkung der Handwerkskammern 
während der Kriegszeit in umfangreichem Maße in Anſpruch nahm. 

Nach dem Kriege hatte die techniſche Beratungsſtelle die Auf⸗ 
gabe, die mehr und mehr in den Vordergrund tretende gutachtliche 
Tätigkeit der Handwerkskammer auf techniſchem und wirtſchaftlichem 
Gebiete zu übernehmen. Dazu gehört insbeſondere die Prüfung und 
Beurteilung der Angemeſſenheit von Preisforderungen für hand- 
werksmäßige Arbeiten und Lieferungen bei Streitigkeiten über Forde⸗ 
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rungen der Handwerker an Behörden, Gerichte und private Auftrag⸗ 
geber, ferner die Prüfung und Begutachtung von Gubmijfionsange- 
boten, insbeſondere hinſichtlich der Materialpreiſe, der Löhne und der 
allgemeinen Geſchäftsunkoſten, und die Anterſtützung der Handwerker 
in der Kalkulation. Dieſe Beratungsſtelle ift für die Handwerks- 
kammer unentbehrlich geworden, weil ohne ihre Mitwirkung die Kam⸗ 
mer nicht in der Lage wäre, die zahlreichen Anfragen über techniſche 
und wirtſchaftliche Fragen zu beantworten und die von ihr geforderten 
Gutachten zu erſtatten. Die techniſche Beratungsſtelle hat wegen ihrer 
ſachlichen und zuverläſſigen Bearbeitung der ihr geſtellten Aufgaben 
nicht nur die weitgehendſte Anerkennung bei allen Behörden gefun⸗ 
den, ſondern ſich nach und nach auch immer mehr das Vertrauen der 
um Rat fragenden und bei ihr Hilfe und Anterſtützung ſuchenden 
Handwerker erworben; denn ſie iſt über den jeweiligen Stand der 
Lohn- und Arbeitsverhältniſſe und der Materialpreije in den einzelnen 
Handwerkszweigen laufend unterrichtet und bedient ſich ſtändig der 
vertrauensvollen Mitarbeit geeigneter Sachverſtändiger. — 

Die Auswahl ſolcher Sachverſtändiger war erleichtert dadurch, 
daß die Handwerkskammer zu Königsberg bereits ſeit dem Jahre 1910 
beſondere öffentliche gewerbliche Sachverſtändige 
beſtellt und Vorſchriften, aus denen die ihnen übertragenen Rechte und 
Pflichten zu erſehen ſind, erlaſſen hatte. Nach dieſen Vorſchriften 
beſteht die Aufgabe der Sachverſtändigen darin, daß ſie auf direktes 
Erſuchen der Gerichte oder auf Antrag von Privatperſonen oder der 
Handwerkskammer bei Rechtsſtreitigkeiten, die das Handwerk be⸗ 
rühren, unparteiiſche Gutachten abzugeben haben. Die Handwerks- 
kammer zu Inſterburg⸗Gumbinnen hatte von einer beſonderen Be⸗ 
ſtellung von Sachverſtändigen abgeſehen und benannte auf Anfrage 
von Fall zu Fall geeignete Sachverſtändige. Die Borjdrijten der Kö- 
nigsberger Kammer ſind von der Handwerkskammer für das öſtliche 
Preußen mit geringen Anderungen übernommen und noch heute in 
Geltung. — 

Aufträge auf Arbeiten und Lieferungen für die Behörden des 
Reiches, des Staates und der Gemeinden in möglichſt großem tUm- 
fange dem Handwerk zu übertragen, erſcheint aus allgemeinen politi- 
ſchen und aus wirtſchaftspolitiſchen Gründen notwendig. Denn ein 
geſunder, ſteuerkräftiger, ſelbſtändiger Handwerkerſtand als Mittelglied 
zwiſchen der Großindustrie auf der einen und der Arbeiterſchaft auf 
der andern Seite iſt von jeher die beſte Stütze des Staatsorganismus 
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gewejen. Der gewaltige Krieg 1914—1918 hat bewiejen, daß es 
äußerſt zweckmäßig geweſen wäre, das Handwerk (hon in Friedens⸗ 
zeiten rechtzeitig an die Übernahme von öffentlichen Aufträgen und 
Lieferungen zu gewöhnen. Bedauerlicherweiſe wird aber vielfach auch 
nach dem Kriege trotz dieſer Erfahrungen ſelbſt dem genoſſenſchaftlich 
organiſierten Handwerk keine ausreichende Gelegenheit hierzu ge⸗ 
boten. Die Art der Vergebung von öffentlichen Arbeiten und Liefe⸗ 
rungen iſt wie vor dem Kriege eine äußerſt verſchiedene, obwohl die 
Handwerkskammern ſich ſeit ihrer Errichtung andauernd bemühen, 
eine allgemeine Verbeſſerung und möglichſt einheitliche Regelung des 
Submiſſionsweſens zu erzielen. Immerhin ſind im Laufe der letzten 
beiden Jahrzehnte erfreuliche Fortſchritte auf dem Gebiete des Ver⸗ 
dingungsweſens zu verzeichnen. Der deutſche Handwerks- und Ge- 
werbekammertag hat nach umfangreichen Vorarbeiten, Umfragen und 
Beſprechungen, an denen auch die oſtpreußiſchen Kammern beteiligt 
waren, eingehende Vorſchläge für eine Neuregelung 
der Vergebungöffentlicher Arbeiten ausgearbeitet und 
den maßgebenden Behörden des Reiches und der Bundesſtaaten, ſo⸗ 
wie den Parlamenten unterbreitet. In Preußen wurden daraufhin 
durch Erlaß des Miniſters der öffentlichen Arbeiten betr. das Verdin⸗ 
gungsweſen vom 23. Dezember 1905 neue „Allgemeine Beſtimmun⸗ 
gen betr. die Vergebung von Leiſtungen und Lieferungen“ herausge⸗ 
geben, die durch einen Erlaß vom 4. September 1912 noch weiter er⸗ 
gänzt wurden. Der erſtgenannte Erlaß verpflichtet u. a. die Behör⸗ 
den, die Ausſchreibung in allen weſentlichen Beziehungen genau zu 
bezeichnen, angemeſſene Lieſerfriſten feſtzuſetzen und die Arbeiten mög⸗ 
lichſt derart zu zerlegen, daß auch kleineren Gewerbetreibenden und 
Handwerkern eine Betätigung daran möglich iſt. Der zweite Erlaß 
unterſtreicht die Grundſätze des erſten noch einmal und betont u. a. 
ausdrücklich, daß der Zuſchlag nicht ohne weiteres auf das niedrigſte 
Angebot zu erteilen iſt, daß die Behörden vielmehr berückſichtigen 
ſollen, daß einer tüchtigen Arbeit auch ein angemeſſener Lohn zuſtehen 
muß. So gut dieſe Vorſchriften gemeint ſind, ſo waren ſie in der 
praktiſchen Anwendung für das Handwerk doch noch nicht befriedigend, 
da ihre Durchführung nicht ſelten von der mehr oder minder wohl⸗ 
wollenden Auslegung und Handhabung durch die nachgeordneten Ver⸗ 
gebungsſtellen abhing. Zwar haben die Kammern jedesmal, wenn 
eine Ausſchreibung den in den genannten Erlafjen aufgeſtellten Richt⸗ 
linien nicht entſprach, bei der ausſchreibenden Behörde eine den Be⸗ 
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dürfniffen des Handwerks Rechnung tragende Abänderung beantragt. 
Eine grundlegende Anderung des Submiſſionsweſens wurde damit 
jedoch nicht erreicht. 

In neuerer Zeit haben die deutſchen Handwerks- und Gewerbe- 
kammern ſich gemeinſam mit den großen Innungsverbänden für eine 
allgemeine reichsrechtliche Regelung des Verdingungsweſens einge⸗ 
ſetzt. Das hat zu einem Beſchluß des Reichstages auf Bildung eines 
aus Vertretern der Behörden, des Handwerks und der Arbeitnehmer 
ſchaft beſtehenden „Reichsverdingungs ausſchuſſes“ ge 
führt, der vor kurzem den Entwurf einer Reichs verdingungs⸗ 
ordnung beraten hat. An den Verhandlungen über die Abände- 
rung und Verbeſſerung dieſes Entwurfs durch den Deutſchen Hand- 
werfs= und Gewerbekammertag haben die Vertreter der Handwerks- 
kammer für das öſtliche Preußen mit großem Eifer mitgewirkt. Es 
wäre im Snterefje des Handwerks auf das lebhafteſte zu wünſchen, 
daß die Abänderungsvorſchläge des Kammertages die gebührende Be⸗ 
rückſichtigung fänden und in Bälde die Reichsverdingungsordnung in 
einer das Handwerk befriedigenden Geſtalt allgemeine Geltung er⸗ 
langte. — 

Neben den bisher geſchilderten Aufgaben verdienen die Wo b l= 
fahrtsmaß nahmen der Handwerkskammern Beachtung. Ein- 
richtungen zu gegenſeitiger Anterſtützung der Handwerker unterein- 
ander im Falle der Not (Witwen-, Penfions-, Sterbe- und ſonſtige 
Anterſtützungskaſſen) haben in Oſtpreußen von jeher bei einzelnen In⸗ 
nungen und Innungsverbänden beſtanden. Von wenigen Ausnahmen 
abgeſehen, können dieſe Kaſſen, da ſie ſich nur auf eine verhältnismäßig 
geringe Anzahl von Handwerkern erſtrecken und ihnen infolgedeſſen die 
nötigen Mittel fehlen, größeren Anſprüchen nicht genügen. Die oſtpreu⸗ 
ßiſchen Handwerkskammern ſtrebten deshalb zunächſt die Schaffung 
einer Krankenverſicherung der ſelbſtändigen Handwerker für die ganze 
Provinz an. Auf Grund eines von ihr ausgearbeiteten und von der 
ſtaatlichen Auffihtsbehörde genehmigten Statuts beſchloß die Hand- 
werkskammer zu Königsberg in ihrer Vollverſammlung vom 21. Fe- 
bruar 1907, eine Krankenkaſſe für ſelbſtändige Hand- 
werker zu errichten und dieje Kaſſe auf die ganze Provinz Oft- 
preußen auszudehnen. Die Handwerkskammer zu Infterburg-Gum- 
binnen jah von dem Plane der Errichtung einer beſonderen Kranten- 
kaſſe für die Handwerker ihres Bezirks ab und empfahl den Anſchluß 
an die Königsberger Kaſſe. Obwohl die Kaſſe auf Grund umfang⸗ 
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reicher Vorbereitungen ſorgfältig organifiert war, jo daß fie auch nach 
Anſicht von Sachverſtändigen als durchaus lebensfähig bezeichnet wer⸗ 
den konnte, beteiligte fih das Handwerk nicht in genügendem Am- 
fange, zumal eine damals vorgenommene Anderung der Reidsver- 
ſicherungsordnung den Ortskrankenkaſſen die Aufnahme ſelbſtändiger 
Handwerker freiſtellte. Es mußte daher zu jener Zeit auf die Durch⸗ 
führung dieſes Planes verzichtet werden. Nach dem Kriege tauchte der 
Plan von neuem auf. Die Kammern konnten ſich jedoch angeſichts 
der früheren Zurückhaltung des oſtpreußiſchen Handwerks und der 
ſchwierigen allgemeinen Wirtſchaftsverhältniſſe nicht entſchließen, die 
geplante Kaſſe ins Leben zu rufen. Erfreulicherweiſe hat ſich neuer⸗ 
dings der Gedanke einer ſolchen Fürſorgeeinrichtung für das oftpreu- 
ßiſche Handwerk in anderer Weiſe verwirklichen laſſen. Mit Zuſtim⸗ 
mung des Vorſtandes und der Vollverſammlung der Handwerfstam- 
mer für das öſtliche Preußen hat die ſeit 1909 in Berlin beſtehende 
Verſicherungsanſtalt oſtdeutſcher Handwerks- 
kammern (BOHR) im Jahre 1924 ihre Tätigkeit auf Oſtpreußen 
ausgedehnt. Beteiligt an dieſer Kaſſe ſind die Handwerkskammern 
Berlin, Frankfurt a. O., Schneidemühl und die Handwerkskammer für 
das öſtliche Preußen. Die Krankenverſicherung der VOHL. ift heute 
ſo gut organiſiert, daß ſie in ihren Beiträgen erheblich niedriger als 
andere ähnliche Kaſſen ſein und in ihren Leiſtungen bedeutend über 
das gewöhnliche Maß hinausgehen kann. Man kann daher nur 
dringend wünſchen, daß der Wert und die Bedeutung dieſer ſegens⸗ 
reichen Einrichtung nunmehr in den weiteſten Kreijen des oftpreußi- 
ſchen Handwerks erkannt wird. 

Am den Handwerkern ihres Bezirks die Möglichkeit zu ver⸗ 
ſchaffen, ſich gegen die Gefahr, auf Grund geſetzlicher Haftpflicht 
beſtimmungen ſchadenerſatzpflichtig gemacht zu werden, zu ſichern, 
hat die Handwerkskammer zu Königsberg mit der „Zürich“, Allge- 
meine Anfall- und Haftpflichtverſicherungs⸗Geſellſchaft A.-G., Filiale 
Berlin, welche die Unfall- und Haftpflichtverſicherung 
als Spezialität betreibt und nach den Erfahrungen der Handwerks ⸗ 
kammer volle Garantie für ſtrikte Erfüllung der von ihr übernommenen 
Verpflichtungen bietet, beſondere Vergünſtigungsverträge abge- 
ſchloſſen. Durch dieſe Verträge werden den Handwerkern nicht nur 
erhebliche Prämienermäßigungen, ſondern auch verſchiedene andere 
weſentliche Vergünſtigungen gewährt. Bei der Bedeutung, die eine 
Anfall- und Haftpflichtverſicherung für den ſelbſtändigen Handwerks⸗ 
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meiſter bat, find die Vorteile dieſer Vergünſtigungsverträge für das 
Handwerk nicht zu unterſchätzen. Die Handwerker haben daher in 
zahlreichen Fällen Verſicherungsverträge mit dieſer Geſellſchaft abge⸗ 
ſchloſſen. Nach Errichtung der Handwerkskammer für das öſtliche 
Preußen wurden dieſe Verträge erneuert. — 

Dem Vorgehen anderer Handwerkskammern folgend, regte im 
Jahre 1910 die Handwerkskammer zu Königsberg die Schaffung eines 
Erholungsheims an, das den Handwerkern und ihren Familienange⸗ 
hörigen Gelegenheit geben ſollte, nach Wochen der Arbeit, die ſtets die 
Anſpannung aller Kräfte erfordern, ihre Geſundheit zu kräftigen, ohne 
daß ihnen beſonders große Koſten entſtehen. Zur Durchführung dieſes 
Planes wurde mit Anterſtützung der Handwerkskammer der Verein 
„Handwerkererholungsheim Oſtpreußen E. V.“ mit dem 
Sitz in Königsberg gegründet. Dank den Beiträgen der ſich mehrenden 
Zahl von Mitgliedern und den Spenden von Handwerksorganiſationen 
und einzelnen Gönnern und Freunden des Handwerks, konnte der Verein 
im Jahre 1912 in dem Oſtſeebade Neukuhren ein 9197 Quadratmeter 
großes, in der Nähe des Lachsbachtales gelegenes, mit alten Buchen 
und Birken bewaldetes, völlig ſchuldenfreies Gelände erwerben. 
Schon waren weitere Vorarbeiten wie die Herſtellung von 
Bauplänen getroffen und die Veranſtaltung einer Lotterie zum Beſten 
des Heims miniſteriell genehmigt, als der Ausbruch des Krieges die 
Ausführung des Planes zunächſt unmöglich machte. Nach dem Kriege 
hat die Inflationszeit den Verein ſeiner mühſam erworbenen Mittel 
vollſtändig beraubt. Nach der Stabiliſierung der Mark nahm der 
Verein die Verfolgung ſeines Zieles mit neuem Mute auf. Der erſte 
Grundſtock für den Bau iſt gelegt; es ſteht zu hoffen, daß es jetzt mit 
vereinten Kräften bei weiterer Opferwilligkeit des oſtpreußiſchen Hand- 
werks in abſehbarer Zeit gelingen wird, den ſchönen Plan zu verwirk⸗ 
lichen. 

Û 4. Die gutachtliche Tatigkeit der Handwerkskammern. 

Eine immer größere Bedeutung hat im Laufe der Jahre die gut⸗ 
achtliche Tätigkeit der Kammern gewonnen. Trotz ihrer hohen Be⸗ 
deutung für das Handwerk kann fie wegen ihres Amfanges und ihrer 
Vielfältigkeit hier nicht eingehend behandelt werden. Sie erſtreckte 
fidh im erſten Jahrzehnt hauptſächlich auf Fragen der Organiſation 
des Lehrlings- und Prüfungsweſens, der Meiſterkurſe und Ausſtel⸗ 
lungen, der Abgrenzung von Fabrik und Handwerk bei Streitigkeiten 
über die Beitragspflicht zur Handwerkskammer, ſowie der Eintragung 
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von Handwerkern ins Handelsregiſter und auf Fragen des Sub- 
miſſionsweſens. Insbeſondere fei hier die Stellungnahme der Kam- 
mern zur Regelung des unlauteren Wettbewerbs erwähnt. Das alte 
Geſetz über den unlauteren Wettbewerb von 1896 
hatte ſich als völlig unzureichend erwieſen, und der Wettbewerb zum 
Schaden des Handwerks und anderer Gewerbe- und Handelszweige 
immer üblere Formen angenommen. Die Handwerkskammern ſind 
deshalb, ebenſo wie andere Organiſationen, mit aller Energie für eine 
grundlegende Reviſion des Geſetzes eingetreten. Ihren Bemühungen 
iſt es mit zu verdanken, daß im Jahre 1909 ein neues Geſetz über den 
unlauteren Wettbewerb in Kraft trat, das weitere Mittel zur Bekämp⸗ 
jung der Auswüchſe des Wettbewerbs brachte. Durch den § 1 dieſes 
Geſetzes wird jedem, der durch eine im geſchäftlichen Verkehr zu 
Zwecken des Wettbewerbs vorgenommene und gegen die guten Sitten 
verſtoßende Handlung eines Konkurrenten geſchädigt wird, ein An⸗ 
ſpruch auf Anterlaſſung und Schadenerſatz zugebilligt, während das 
alte Geſetz eine derartige allgemeine Beſtimmung nicht enthielt. Gleich- 
zeitig wurden die Strafen erheblich erhöht. Von beſonderer Wichtig⸗ 
keit ift der $ 7 Abſatz 2 bieles Geſetzes, der die Regierungspräſidenten 
ermächtigt, das Ausverkaufsweſen näher zu regeln und dadurch na- 
mentlich ein Nachſchieben von Waren und eine allzu häufige Beran- 
ſtaltung von Ausverkäufen zu verhindern. Auf Grund der Eingaben 
und Vorſchläge der Handwerkskammern haben die Regierungsprá= 
ſidenten in allen Teilen der Provinz beſondere Anordnungen über die 
Regelung des Ausverkaufsweſens getroffen und darin beſtimmt, daß 
Ausverkäufe nur während der Monate Januar und Februar oder 
Juli und Auguſt ſtattfinden dürfen, und vor Beginn eines Ausver- 
kaufs genaue Verzeichniſſe der zum Verkauf gelangenden Waren der 
zuſtändigen Behörde einzureichen ſind. Die Handwerkskammern haben 
ihrerſeits zur Beſeitigung von Auswüchſen im Wettbewerbsweſen da- 
durch beigetragen, daß fie die Behörden zum Eingreifen in Fällen der 
Abertretung der geſetzlichen Beſtimmungen veranlaßten. Durch dieſe 
Maßnahmen ift dem früheren Anweſen auf dem Gebiete des Wett- 
bewerbs weſentlich geſteuert worden, wenn es auch nicht gelungen iſt, 
alle Auswüchſe zu beſeitigen. 

In den letzten Jahrzehnten des vorigen und zu Anfang des erſten 
Jahrzehnts in dieſem Jahrhundert hatten ſich im Bauweſen recht un- 
angenehme Mißſtände entwickelt. Nicht ſelten kam es vor, daß ge- 
wiſſenloſe Unternehmer, denen die genügenden Kapitalien fehlten, die 
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fleineren am Innenausbau beteiligten Handwerfer mit ber Bezahlung 
ihrer Arbeiten im Stiche ließen und dieje auch im Falle der Zwangs- 
verſteigerung gegenüber den Geldgebern, die den Vorrang hatten, mit 
ihren Forderungen völlig ausfielen. Der unermeßliche Schaden, der 
dadurch in zahlreichen Handwerkerfamilien entſtand, veranlaßte die 
Handwerkskammern von Jahr zu Jahr, auf Beſeitigung dieſer Miß⸗ 
tände durch einſchneidende geſetzliche Maßnahmen zu dringen. Das 
nach vielen vergeblichen Bemühungen endlich unter dem 1. Juli 1909 
ergangene Geſetz über die Sicherungder Bauforderungen 
bat die Hoffnungen und Erwartungen des Handwerks leider nicht er- 
füllt. Es enthält zwar in ſeinem erſten Teil dankenswerte Beſtimmun⸗ 
gen, durch die den Unternehmern die Führung eines Baubuches und 
die Anbringung ihres und des Bauherrn Namens am Bau vorge- 
ſchrieben, und die Verwendung der Baugelder zu anderen Zwecken 
als zur Tilgung der Bauſchuld verboten wird. Die im zweiten Teil 
des Geſetzes enthaltene Vorſchrift der dinglichen Sicherung der Bau- 
ſorderung durch Eintragung eines Bauvermerks in das Grundbuch 
und deſſen ſpätere Umwandlung in eine Bauhypothek ift jedoch bisher 
nicht in Kraft getreten. Auch die vielfachen Schäden, die dadurch 
entſtanden, daß unzuverläſſige und fachlich ſowie theoretiſch ungenü⸗ 
gend vorgebildete Unternehmer Bauten ausführten, die den baupoli⸗ 
zeilichen Vorſchriften nicht entſprachen, veranlaßten die Handwerks- 
kammern in Verbindung mit den baugewerblichen Verbänden, geſetz⸗ 
liche Maßnahmen gegen unſolide Anternehmer zum Schutze des Bau⸗ 
gewerbes zu fordern. Durch Geſetz betr. Abänderung der G. O. vom 
7. Januar 1907 iſt dieſen Anträgen inſoweit entſprochen worden, als 
danach der Betrieb des Gewerbes als Bauunternehmer und Bauleiter 
ſowie einzelner Zweige des Baugewerbes und die Ausführung ein⸗ 
zelner beſtimmter Bauten, die einen höheren Grad praktiſcher Erfah⸗ 
rung oder techniſcher Vorbildung erfordern, durch die zuſtändige Be⸗ 
hörde unterſagt werden kann, wenn Tatjachen vorliegen, welche die 
Anzuverläſſigkeit des Gewerbetreibenden in bezug auf die baugewerb⸗ 
liche Tätigkeit dartun. Von dieſen Beſtimmungen iſt indeſſen nur 
wenig Gebrauch gemacht worden. 

Gegenſtand mannigfacher Erörterungen der Handwerkskammer 
bildete im Jahre 1909 ferner die Sozialverſicherung, als man 
ſich mit der Abſicht trug, die Hinterbliebenenverſicherung auszubauen 
und die geſamte Materie der geſetzlichen Kranken-, Unfall- und Inva⸗ 
lidenverſicherung zu einem einheitlichen Geſetz, der Reichs ver- 
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ſicherungsordnung, gujammenzujajjen. Der Deutſche Hand- 
werfs= und Gewerbekammertag hat ſich auf jeinen beiden Bollver- 
ſammlungen zu Königsberg im Jahre 1909 und zu Straßburg im 
Jahre 1910 mit dem Entwurf der Reichsverſicherungsordnung be⸗ 
ſchäftigt. Insbeſondere wurde hierbei gegen die Errichtung neuer Ver⸗ 
ſicherungsbehörden, die einen erheblichen Eingriff in die Selbſtverwal⸗ 
tung bedeutete, Einſpruch erhoben und die Beibehaltung der bisherigen 
Drittelung der Beiträge in der Krankenverſicherung ſtatt der im neuen 
Entwurf vorgeſehenen Hälftelung und die Erhaltung und Förderung 
der Innungskrankenkaſſen mit Nachdruck gefordert. Leg- 
tere Forderungen ſind in dem vom Reichstage verabſchiedeten Geſetz 
berückſichtigt worden. Auch die Schaffung neuer ſelbſtändiger Be- 
hörden iſt durch die Abänderungen, die der Reichstag bezüglich der 
Beſtimmungen über Verfiderungs- und Oberverſicherungsämter vor- 
genommen hat, im allgemeinen vermieden worden. Es iſt ſomit ge⸗ 
lungen, die Laſten, die man dem Handwerk und der Induſtrie aufzu- 
legen gedachte, erheblich zu vermindern. — 

Von den ſonſtigen Fragen, die die Handwerkskammern in mehr 
oder minder großem Amfange beſchäftigt haben, ſind zu nennen: die 
Frage der Arbeitszeit in Fleiſchereien und Bäckereien, die Einteilung 
der Kehrbezirke und die Feſtſetzung der Kehrgebühren für Schornſtein⸗ 
feger, die Sonntagsruhe im Handel, die Schädigung der Juweliere 
und Ahrmacher durch die Leihhäuſer ſowie des Handwerks überhaupt 
durch das Haufier- und Wandergewerbe, die Heranziehung von Hand- 
werkern zum Heeresdienſt oder zum Hilfsdienſt in induſtriellen Be⸗ 
trieben, die Stillegung von Bäckereien und die zahlreichen ſonſtigen, 
die Rohſtoffverſorgung betreffenden Anordnungen der Zivil- und Mi- 
litärbehörden während des Krieges. 

In der Nachkriegszeit traten wirtſchaftspolitiſche Fragen noch 
mehr als vorher in den Vordergrund. Erwähnt ſeien hier die Fragen 
der Bildung von Bezirkswirtſchaftsräten, der Sozialiſierung und 
Sommunalifierung, des Arbeitsvermittlungsweſens und der Gefängnis⸗ 
arbeit. In neuerer Zeit ſind es vornehmlich Steuerfragen geweſen, 
die die Tätigkeit der Kammer in Anſpruch nahmen. Dieſe blieb nicht 
auf die Stellungnahme zur Geſetzgebung und die Aufklärung der 
Handwerker über das Steuerrecht beſchränkt, ſondern die Kammer 
wirkt ſeit Jahren bei der Geſtaltung des kommunalen Gteuer- 
weſens mit. Bis vor drei Jahren war in Oſtpreußen das Hand⸗ 
werk in den Gewerbeſteuerausſchüſſen, die die Veranlagung zur 
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Gewerbeſteuer vorzunehmen hatten, überhaupt nicht oder jedenfalls 
nicht hinreichend vertreten. Um hierin eine Beſſerung zu erreichen, 
verſchaffte ſich die Handwerkskammer Kenntnis von den Terminen für 
die Neuwahlen zu dieſen Steuerausſchüſſen. Sie hat die Kreiſe der 
ſelbſtändigen Handwerker durch Bekanntmachung in ihrem amtlichen 
Organ oder durch Verſtändigung der örtlichen Handwerkerkorpora⸗ 
tionen oder durch ihre Beauftragten regelmäßig auf die Wahltermine 
aufmerkſam gemacht und die Handwerker zur regen Ausübung ihres 
Wahlrechts aufgefordert. Dieſe Anregungen haben gute Erfolge ge⸗ 
habt. In verſchiedenen Gewerbeſteuerausſchüſſen iſt nicht nur der Ein⸗ 
fluß des Handwerks geftiegen, ſondern die Handwerker haben fogar ge- 
genüber den anderen Gewerbetreibenden die Mehrheit der Stimmen in 
dieſen Ausſchüſſen auf ſich vereinigt. Seit 1923 haben die Berufsvertre⸗ 
tungen, alſo neben den Handelskammern auch die Handwerkskammern 
das Recht, geeignete Vertreter in beſtimmter Zahl für die Gewerbe⸗ 
ſteuerausſchüſſe und die Gewerbeſteuerberufungsausſchüſſe vorzuſchlagen. 

Bereits in der zum Preußiſchen Kommunalabgabengeſetz unter 
dem 26. Auguſt 1921 erlaſſenen Novelle war beſtimmt, daß die Be⸗ 
rujsvertretungen vor der Faſſung von Amlagebeſchlüſſen der Gemein- 
den zu hören find, ſofern die Zuſchläge über 500 Prozent hinaus- 
gingen. Dieſe Beſtimmung wurde durch die Verordnung über die 
vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer vom 23. Dezember 1923 
dahin erweitert, daß die Berufsvertretungen ſchon dann zu hören ſind, 
wenn die Zuſchläge 200 Prozent überſteigen. Dadurch ift den Hand- 
werkskammern Gelegenheit gegeben, auf die Geſtaltung des Gteuer- 
weſens in den oſtpreußiſchen Gemeinden einen Einfluß zugunſten des 
Handwerks auszuüben, wenn die örtlichen Kreiſe des Handwerks fih 
mit der allgemeinen Kommunal- und Finanzpolitik ihrer Wohnorte 
beizeiten näher vertraut machen und die Handwerkskammer durch 
rechtzeitige Mitteilung ihrer Wünſche und Anträge in der Geltend- 
machung ihres Einfluſſes unterſtützen. 

Im letzten Jahr war die Geldmittelknappheit und die das Hand- 
werk ſchwer drückende Kreditnot ein Gegenſtand ernſter Sorge für die 
Handwerkskammern im allgemeinen und die Kammer für das öſtliche 
Preußen im beſonderen. Nichts ift unterlajjen worden, um in ſchrift⸗ 
lichen und mündlichen Vorſtellungen den Staat und das Reich auf die 
außerordentliche Bedrängnis, in die die Mehrzahl der Handwerker 
infolge des Daniederliegens der Wirtſchaft geraten iſt, immer und 
immer wieder aufmerkſam zu machen und auf Bereitſtellung von 
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Staats- oder Reichsmitteln zur Gewährung von Krediten zu billigen 
Zinsſätzen zu dringen. Wenn es nun nach vieler Mühe vor kurzem 
mit Hilfe des Reichstags gelungen iſt, die Reichsregierung zu be- 
wegen, Reichsmittel für dieje Zwecke in abſehbarer Zeit flüſſig zu 
machen, ſo wird man doch allzu große Hoffnungen an die bevorſtehen⸗ 
den Maßnahmen zur Behebung der Kreditnot nicht knüpfen dürfen, 
da die hierfür vorgeſehene Summe — 30 Millionen — bei weitem 
nicht das tatſächlich vorhandene Kreditbedürfnis befriedigen können 
wird. 

Anerfüllt geblieben iſt die ſeit dem Zuſammenſchluß der deut⸗ 
ſchen Handwerkskammern und der übrigen Handwerkerverbände zum 
Reichsverbande des deutſchen Handwerks, d. h. ſeit nunmehr vier 
Jahren, andauernd und immer von neuem erhobene Forderung auf 
eine zweckmäßige Neugeſtaltung der Organiſation des Handwerks in 
Orts-, Landes- und Reichspflichtfachverbänden und den Ausbau 
der Gelbftvermaltung der Handwerkskammern. Der vom Reichsver⸗ 
bande hierüber aufgeſtellte Geſetzentwurf hat im Reichswirtſchafts⸗ 
miniſterium weitgehende Veränderungen erfahren. Der daraufhin 
aufgeſtellte erſte Referentenentwurf entſprach nicht den Wünſchen des 
Handwerks. Die gegen ihn erhobenen grundſätzlichen Bedenken ſind 
bei feiner weiteren Bearbeitung bisher nicht beſeitigt. Die Handwerks⸗ 
kammer für das öſtliche Preußen hat unter Mitwirkung ihrer Ubtei= 
lungen ſowohl zu dem erſten wie zu dem bisher der Oeffentlichkeit 
noch nicht bekanntgegebenen zweiten Referentenentwurf in längeren 
ſchriftlichen Gutachten unter eingehender Begründung Stellung ge- 
nommen. Es ijt im Intereffe des Handwerks dringend zu wünſchen, 
daß die ſogenannte Reichshandwerksordnung bald an die 
parlamentariſchen Körperſchaften gelangt und in einer für das Hand- 
werk annehmbaren Form Geſetz wird. 

Aus vorſtehenden Darlegungen iſt zu entnehmen, daß die Hand- 
werkskammern in Oſtpreußen ſtets aufs eifrigſte bemüht geweſen ſind, 
die Intereſſen des Handwerks wirkſam zu vertreten. Wenn auch nicht 
in jedem Falle die Anſicht der Handwerkskammern nachher voll und 
ganz zur Geltung gekommen iſt, ſo hat die gutachtliche Tätigkeit den 
großen Erfolg gehabt, daß die Handwerkskammern von den Behör⸗ 
den gern um Aufklärung erſucht wurden. Dieſes Vertrauen ge- 
wannen die Kammern dadurch, daß fie bei allen ihren Mağ- 
nahmen ſich ſtets von dem Gedanken leiten ließen, daß nur dann 
eine Berückſichtigung der Wünſche des Handwerks zu erreichen iſt, 
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wenn dieſe ſachlich gerechtfertigt find und hinreichend begründet wer- 
den können, und daß nichts geeigneter iſt, das Vertrauen in eine ge⸗ 
ſetzliche Berufsvertretung zu erſchüttern, als wenn Eingaben und Be⸗ 
ſchwerden, die ohne jedes zuverläſſige Material und ohne eingehende 
Prüfung ihrer Berechtigung vorgebracht oder weitergeleitet werden. 
Nur auf dieſe Weiſe konnte erreicht werden, daß es heute kaum noch 
eine das Handwerk berührende Frage gibt, die von den Behörden ohne 
Anhörung der Handwerkskammer entſchieden wird. 
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Schlußwort. 


Der Aberblick, den der vorliegende Bericht dem Leſer bietet, iſt 
kein vollſtändiger. Die Maßnahmen der Kammern ſind zu vielfältig 
und zu zahlreich geweſen, als daß es möglich geweſen wäre, im Rah⸗ 
men dieſes Berichts über jede einzeln und ihrer Bedeutung ent- 
ſprechend eingehend genug zu berichten. Er wird aber doch zeigen, 
daß die Handwerkskammern wichtige Aufgaben zu erfüllen haben und 
ſich als eine kräftige Stütze des deutſchen Handwerkerſtandes erwieſen 
haben. 

Wenn in den 25 Jahren des Beſtehens der Handwerkskammern 
zahlreiche Wünſche des Handwerks nicht in Erfüllung gegangen ſind, 
ſo muß vor allen Dingen berückſichtigt werden, daß die deutſche Volks⸗ 
wirtſchaft nie ſo ſchwere Zeiten durchgemacht hat, wie ſie durch den 
verlorenen Weltkrieg, die darauf folgende Revolution und den Zu- 
ſammenbruch unſerer Heeresmacht entſtanden find, und die Ber- 
hältniſſe oft ſtärker als die Menſchen waren; auch wird man ſich 
nicht verhehlen dürfen, daß es in den eigenen Reihen des Handwerks 
oft an der nötigen Geſchloſſenheit und Einigkeit gefehlt hat. Immerhin 
darf mit Befriedigung feſtgeſtellt werden, daß es den Handwerkskam⸗ 
mern trotz der Prophezeiungen der Sozialpolitiker um die Wende des 
Jahrhunderts, daß das Handwerk dem Antergange geweiht ſei, in 
den 25 Jahren ihres Beſtehens gelungen iſt, den Handwerkerſtand 
lebensfähig zu erhalten, ſeine Organiſation immer feſter auszu⸗ 
bauen und ihm die Anerkennung als ſelbſtändiger und volts- 
wirtſchaftlich unentbehrlicher Berufsſtand zu verſchaffen. Jeder, 
der ohne Voreingenommenheit die Entwicklung des Handwerks 
in den letzten zweieinhalb Jahrzehnten verfolgt hat, wird zu- 
geben müſſen, daß es im Handwerk vorwärts gegangen iſt und 
daß das Anſehen des Handwerkers und die Bedeutung ſeiner geſetz⸗ 
lichen Berufsvertretung bei den Behörden und in der Bevölkerung 
fi weſentlich gehoben hat. Wenn gleichwohl in den letzten Fahren, 
beſonders in der Inflationszeit, es nicht an Stimmen gefehlt hat, die 
der Abſchaffung der Handwerkskammern das Wort redeten, ſo wird 
man dieſe als den Ausfluß einer augenblicklichen auf den beſonders 
ſchwierigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen jener Tage beruhenden Miß⸗ 
ſtimmung anzujeben haben, die bei ruhiger Aberlegung der Aberzeu⸗ 
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gung weichen muß, daß zu einer Zeit, wo alle Berufsſtände durch 
ſtraffe Organiſation bemüht find, ſich im Wirtſchaftsleben unſeres 
Volkes den gebührenden Platz zu ſichern, das Handwerk auf ſeine amt⸗ 
liche Berufsvertretung, die Handwerkskammer, nicht verzichten kann, 
wenn es nicht auf die Wahrnehmung ſeiner Intereſſen verzichten und 
ſich ſelbſt den Todesſtoß verſetzen will. 

Aufrichtiger Dank gebührt allen denen, die in ſelbſtloſer Mit⸗ 
arbeit in den Handwerkskammern ſich gern und bereitwillig in den 
Dienſt des oſtpreußiſchen Handwerks geſtellt haben. 

Wenn die vom deutſchen Handwerk langerſehnte Neuregelung 
ſeiner Organiſation durch die in Ausſicht geſtellte Reichshandwerks⸗ 
ordnung Geſetz werden wird, dann ſtehen den Handwerkskammern 
neue und große Aufgaben bevor. Möge es daher der Handwerks⸗ 
kammer für das öſtliche Preußen in Zukunft nie an Männern fehlen, 
die bereit ſind, ihre ganze Kraft für die Hebung und Förderung des 
Handwerks einzusetzen. Dann wird auch in den kommenden Jahren 
die Arbeit der Kammer dem oſtpreußiſchen und dem geſamten deut- 
ſchen Handwerk zum Segen gereichen. 
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Anhang. 

Die Mitglieder 5 Bmertef das ój 

ung thes Seflenaushjufes nag) dem Ergebnis er Wahlen 
vom Jahre 1924. 


1. Mitglieder der Kammer.) 
Wahlkreis J. 
A. Innungen. 
Schleg, Guſtav, Schmiedeobermeiſter, Labiau 
Magat, Fritz, Schuhmacherobermeiſter, Mehlauken 
Allrich, Eduard, Fleiſchermeiſter, Labiau 
Hildebrandt, Otto, Schmiedeobermeiſter, Zinten 
Pommerenke, Rudolf, Malerobermeiſter, Königsberg, Lutherſtr. 3 
Bartſchat, Franz, Klempnerobermeiſter, Königsberg, Hoffmann⸗ 
ſtraße 12 
Hubert, Bernhard, Schuhmacherobermeiſter, Königsberg, Kaiſer⸗ 
ſtraße 38 
Stadie, Friedrich, Fleiſchermeiſter, Königsberg, Sackheim 11/12 
Tobebn, Berta, Damenſchneiderobermeiſter, Königsberg, Wallſche 
Gaſſe 3a 
Derkowski, Guftav, Friſeurobermeiſter, Königsberg, Kohlmarkt 7 
Krauſe, Max, Buchbinderobermeiſter, Heilsberg 
Alex, Hugo, Tiſchlermeiſter, Wormditt 
Bolz, Wilhelm, Bäckerobermeiſter, Braunsberg 
Marx, Alfred, Malermeiſter, Mohrungen 
Zobel, Rudolf, Sattlermeiſter, Liebſtadt 
Tiergart, Guſtav, Schuhmachermeiſter, Bartenſtein 
Kannappel, Guſtav, Stellmacherobermeiſter, Bartenſtein 
Domnick, Ernſt, Klempnerobermeiſter, Bartenſtein 
Obrikatis, Hermann, Bäckerobermeiſter, Raſtenburg 
Schäfer, Otto, Malerobermeiſter, Raſtenburg. 


B. Handwerker- und Gewerbevereine. 
Raffel, Rudolf, Brunnenbaumeiſter, Raſtenburg. 


C. Zugewählte Mitglieder. 
Klein, Albert, Zimmermeiſter, Königsberg, Cranzer Allee 51 
Stein, Rob., Kürſchnerobermeiſter, Königsberg, Franzöſ. Str. 21 


*) Mitglieder des Vorſtandes ſiehe Seite 6 und 7. 
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Reuſch, Karl, Buchbinderobermeiſter, Königsberg, Vord. Borjt. 8/9 
Kohn, Albert, Architekt, Zinten 
Rohdmann, Rudolf, Schmiedeobermeiſter, Raſtenburg. 


Wahlkreis II. 

A. Innungen. 
Schledz, Ludwig, Sattlerobermeiſter, Angerburg 
Ruſchewski, Franz, Schneidermeiſter, Marggrabowa 
Holzlöhner, Karl, Bäckermeiſter, Goldap 
Kapeller, Fritz, Schuhmacherobermeiſter, Gumbinnen 
Ziebach, Johann, Klempnermeiſter, Stallupönen 
Kablau, Julius, Fleiſcherobermeiſter, Darkehmen 
Niederſtraſſer, Otto, Tiſchlerobermeiſter, Gumbinnen 
Habedank, Ludwig, Schneiderobermeiſter, Inſterburg 
Kalcher, Maurer- und Zimmerobermeiſter, Pillkallen 
Katluhn, Karl, Bäckerobermeiſter, Inſterburg 
Schmidt, Alfons, Photographenobermeiſter, Inſterburg 
Valentini, Artur, Inſtallationsobermeiſter, Tilſit 
Krauſe, Otto, Schuhmachermeiſter, Skaisgirren, Kreis Niederung 
Arnoldt, Guftav, Fleiſcherobermeiſter, Tilſit, Hohe Straße 5 
Endrejat, Jakob, Schmiedeobermeiſter, Tilſit, Schulſtraße 23. 


B. Handwerker- und Gewerbevereine. 
Kreide, Emil, Buchdruckereibeſitzer, Ragnit. 


©. Zugewählte Mitglieder. 
Schroeder, Karl, Sattlerobermeiſter, Inſterburg 
Schäfer, Guſtav, Tiſchlermeiſter, Gumbinnen 
Groß, Rob., Maurer- und Zimmermeiſter, Königsberg, Hardershof. 


Wahlkreis III. 

A. Innungen. 
Pfeiffer, Artur, Zimmerobermeiſter, Allenſtein 
Schreiber, Georg, Tapezierer und Dekorateur, Allenſtein 
Carl, Guſtav, Schloſſerobermeiſter, Allenſtein 
Keßler, Albert, Fleiſcherobermeiſter, Oſterode 
Szioſſek, Karl, Schneiderobermeiſter, Oſterode 
Woljem, Hermann, Tiſchlermeiſter, Roffel 
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Dietz, Paul, Bäderobermeifter, Ortelsburg 
Bollin, Schmiedeobermeiſter, Ortelsburg 
Simnit, Otto, Fleiſchermeiſter, @ensburg 
Purwin, Karl, Töpfermeifter, Lötzen 
Klank, Franz, Malerobermeiſter, Lyck 
Grigo, Franz, Schmiedeobermeiſter, Arys 
Ogorrek, Karl, Bäckerobermeiſter, Lötzen. 


B. Handwerker- und Gewerbevereine. 
Kleppa, Franz, Klempnermeiſter, Arys. 


C. Zugewählte Mitglieder. 
Paſchereit, Schmiedemeiſter, Bialla 
Stibowsti, Otto jun., Färbermeiſter, Lyck. 


Wahlkreis IV. 
A. Innungen. 
Holzt, Auguſt, Schloſſerobermeiſter, Elbing 
Siebert, Gujtav, Schuhmacherobermeiſter, Elbing 
Ligowski, Fritz, Bäckerobermeiſter, Elbing 
Klein, Karl, Maurer- und Zimmerobermeiſter, Marienburg 
Mularsti, Richard, Friſeurmeiſter, Stuhm 
Grzan, Otto, Stellmacherobermeiſter, Dt. Eylau 
Lipski, Willi, Schneiderobermeiſter, Marienwerder 
Greifenhahn, Hermann, Schmiedeobermeiſter, Biſchofswerder. 


B. Handwerker und Gewerbevereine. 


©. Zugewählte Mitglieder. 
Nette, Diplomingenieur, Elbing. 


2. Erſatzmänner der Handwerkskammer. 
Wahlkreis J. 
A. Innungen. 
Hoffmann, Bernh., Schloſſerobermeiſter, Labiau 
Weber, Franz, Schneiderobermeiſter, Mehlauken 
Kleinſchmidt, Karl, Bäckermeiſter, Mehlauken 
Rommel, Alfred, Tiſchlermeiſter, Heiligenbeil 
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§ e d jt i e s, Otto, Ingenieur, Königsberg, Hintere Vorſtadt 53 

Haat, Friedrich, Schmiedemeiſter, Königsberg, Georgſtraße 24 

Karnapp, Adolf, Tapeziererobermeiſter, Königsberg, Unterhaber- 
berg 46 

Popp, Richard, Bädermeifter, Königsberg, Altſtädt. Langgaſſe 69 

Holz, Auguſt, Schneiderobermeiſter, Königsberg, Sternwartſtr. 24 

Kühlewindt, Alfred, Photographenobermeiſter, Königsberg, 
Hintere Vorſtadt 32 

Loſſau, Paul, Sattlermeiſter, Guttſtadt 

Stobinski, Anton, Töpfermeiſter, Mehlſack 

Freitag, Paul, Schuhmacherobermeiſter, Frauenburg 

Herder, Emil, Böttchermeiſter, Saalfeld 

Lingner, Hermann, Schuhmachermeiſter, Mohrungen 

Springer, Auguſt, Schneiderobermeiſter, Gerdauen 

Wieſenberg, Otto, Tiſchlerobermeiſter, Bartenſtein 

Strehl, Franz, Schmiedeobermeiſter, Bartenſtein 

Vogel, Albert, Fleiſchermeiſter, Raſtenburg 

Weller, Adolf, Maurer- und Zimmermeiſter, Bartenſtein. 


B. Handwerker- und Gewerbevereine. 
Kringel, Wilh., Kürſchnermeiſter, Mühlhauſen, Kr. Pr.-Holland. 


Wahlkreis II. 

A. Innungen. 
Scheib a, Hermann, Malermeifter, Angerburg 
Arndt, Ferdinand, Sattlermeiſter, Marggrabowa 
Schiemann, Paul, Schloſſermeiſter, Goldap 
Krafft, Auguſt, Schneidermeiſter, Gumbinnen 
Geſchwandtner, Rudolf, Sattlermeiſter, Eydtkuhnen 
Schieweck, Otto, Tiſchlermeiſter, Darkehmen 
Hoff, Fritz, Stellmacherobermeiſter, Gumbinnen 
Heß, Max, Schuhmacherobermeiſter, Inſterburg 
Dahlhöfer, Adolf, Malerobermeiſter, Pillkallen 
Müller, Adolf, Fleiſcherobermeiſter, Inſterburg 
Dietz, Eugen, Schloſſerobermeiſter, Inſterburg 
Böhnkoſt, Guſtav, Tiſchlermeiſter, Ragnit 
Bonkart, Sattlermeiſter, Ragnit 
Arnold, Otto, Bäckermeiſter, Tilfit, Fleiſcherſtraße 
Kehler, Franz, Friſeurmeiſter, Tilſit, Hohe Straße 43. 
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B. Handwerker⸗ und Gewerbevereine. 
Lange, Karl, Tapezierermeiſter, Inſterburg. 


Wahlkreis III. 

A. Innungen. 
Wolff, Karl, Tiſchlerobermeiſter, Allenſtein 
Kobilinski, H., Friſeurobermeiſter, Allenſtein 
Rakowski, Robert, Schmiedeobermeifter, Hohenſtein 
Toffel, Wilhelm, Sattlerobermeiſter, Neidenburg 
Groß, Otto, Sattlermeiſter, Liebemühl 
Brieskorn, Ont. Schuhmachermeiſter, Biſchofſtein 
Willfang, Emil, Fleiſchermeiſter, Ortelsburg 
Lubick, Friedrich, Maſchinenbaumeiſter, Nikolaiken 
Waſchulewski, Julius, Tiſchlermeiſter, Sensburg 
Börnike, Paul, Malerobermeiſter, Lötzen 
Nothmann, Guftav, Bäckerobermeiſter, Lyck 
Grunau, Paul, Bäckermeiſter, Johannisburg 
Laszig, Fohann, Schneidermeiſter, Lötzen. 


B. Handwerker⸗ und Gewerbevereine. 
Lange, Karl, Steinſetzmeiſter, Lyck. 


Wahlkreis IV. 
A. Innungen. 
Schilinski, Emil, Malerobermeiſter, Elbing 
Weber, Paul, Schneiderobermeiſter, Elbing 
Jäckel, Heinrich, Fleiſcherobermeiſter, Elbing 
Ziemann, Otto, Tiſchlerobermeiſter, Marienburg 
Neumann, Robert, Konditormeiſter, Stuhm 
Wilke, Gujtav, Maurermeiſter, Dt. Eylau 
Henze, Felix, Fleiſcherobermeiſter, Marienwerder 
Rudnick, Karl, Mühlenbeſitzer, Finkenſtein, Kreis Roſenberg. 


B. Handwerker- und Gewerbevereine. 
Schilbertz, Joh., Maler, Marienwerder. 


3. Mitglieder des Geſellenausſchuſſes. 
Broszeit, Adolf, Maurer, Königsberg, Altroßg. Predigerſtr. 41 
Alex, Auguſt, Tiſchlergeſelle, Braunsberg 
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Philipp, Mar, Friſeurgehilfe, Königsberg, Neuer Graben 15 
Wegner, Friedrich, Tiſchlergeſelle, Gumbinnen, Goldaperſtraße 37 
Leibenath, Kurt, Bäckermeiſter, Inſterburg, Kaſernenſtraße 17 
Kondzialka, Wilhelm, Maurerpolier, Ortelsburg 

Dreyer, Wilhelm, Bäcker, Lötzen 

Knorr, Otto, Schuhmachergeſelle, Marienburg. 


4. Erſatzmänner des Geſellenausſchuſſes. 


Grimm, Auguſt, Inſtallateur, Königsberg, Friedmannſtraße 9 
Jäckel, Friedrich, Zimmerpolier, Braunsberg 

Lux, Emil, Schuhmachergeſelle, Königsberg, Löben. Langgaſſe 30 
Brandſtädter, Willi, Malergeſelle, Gumbinnen, Gartenſtr. 30 
Katluhn, Müllergeſelle, Inſterburg, Schloßmühle 

Gramſch, Emil, Maurergeſelle, Allenſtein, Richtſtraße 13 
fopro, Fritz, Bäcker, Lötzen 

Borſing, Johann, Schuhmachergeſelle, Marienburg. 
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